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Kreisverwaltung Düren

Genehmigungsbescheid

66/2-1.6.2-(12-16)/19-Go
Errichtung und Betrieb von
5 WINDENERGIEANLAGEN
in Heimbach 
Vorrangzone Vlatten
30. November 2020
I.
Genehmigung
Auf Antrag der Wind Repowering GmbH & Co. KG, Jülicher Straße 10-12, 41812 Erkelenz, vom 20.2.2019, ergeht nach Durchführung des nach dem BImSchG1 i.V.m. der 9. BImSchV2 vorgeschriebenen Verfahrens folgende Entscheidung:

Der Wind Repowering GmbH & Co. KG, Jülicher Straße 10-12, 41812 Erkelenz, wird gemäß § 4 BImSchG1 i.V.m. dem § 2 Anhang 1 Ziffer 1.6.2 der 4. BImSchV3 in den zur Zeit geltenden Fassungen, die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von 5 Windkraftanlage mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m erteilt. Es handelt sich um Anlagen des Herstellers NORDEX vom TYP N149 mit einer Nennleistung von 4.500 kW, einer Nabenhöhe von 125 m und einem Rotordurchmesser von 149,1 m. Die Errichtung der Anlagen erfolgt in der Stadt Heimbach mit folgenden Koordinaten: 
	Nr. WEA
	Gemarkung
	Flur
	Flurstück
	UTM 32

 
	WGS84

Grad/Min/Sek

	1
	Vlatten
	65
	50
	Rechts    328157
Hoch       5612313
	06° 34' 11,234'' E

50° 38' 14,347" N

	2
	Vlatten
	65
	50
	Rechts    327922
Hoch       5612602
	06° 33' 58,799'' E

50° 38' 23,445" N

	3
	Vlatten
	66
	80
	Rechts    327738
Hoch       5612930
	06° 33' 48,891'' E

50° 38' 33,859" N

	4
	Vlatten
	65
	45
	Rechts    328228
Hoch       5612939
	06° 34' 13,801'' E

50° 38' 34,670" N

	5
	Vlatten
	65
	21
	Rechts    327954
Hoch       5613285
	06° 33' 59,285'' E

50° 38' 45,571" N


Maßgeblich für die Zustimmung der Luftfahrtbehörden sind hierbei die WGS 84 Koordinatenangaben in Grad, Minuten, Sekunden. 
Die Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG1
· die Baugenehmigung nach § 75 BauO NRW4,

· die luftrechtlichen Zustimmungen nach § 14 Absatz 1 und § 18a LuftVG5,
· straßenrechtliche Zustimmung gemäß §9 Abs.2 Nr.2 i.V. mit §9 Abs. 3 FStrg, gültig bis zum Abschluss der Baumaßnahmen zur Errichtung der WEA und Rückbau des Einmündungsbereiches in den vorherigen Zustand,    
in den zurzeit geltenden Fassungen ein. 

Das erforderliche Einvernehmen der Stadt Heimbach nach § 36 BauGB wird mit diesem Bescheid auf Grundlage des § 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB ersetzt. Zur Begründung wird auf Kapitel IV, Begründung, Nr. 3, dieses Bescheides verwiesen.
Die Einwendungen gegen die Errichtung und den Betrieb der Anlagen werden zurückgewiesen, soweit ihnen nicht durch Ergänzungen des Genehmigungsantrags und den unter Kapitel III aufgeführten Nebenbestimmungen Rechnung getragen wurde oder soweit sie sich im Laufe des Verfahrens nicht auf andere Weise erledigt haben.

Dieser Bescheid ergeht auf der Grundlage der unter Kapitel II aufgeführten und dem Bescheid zugrunde liegenden Antragsunterlagen. Diese Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungsbescheids und maßgebend für dessen Ausführung, soweit nicht durch die unter Kapitel III aufgeführten Nebenbestimmungen eine andere Regelung getroffen wird.
II.
Antragsunterlagen

	Band 1
lfd. Nr.
	Unterlagen

	
	Inhaltsverzeichnis



	1.
	BImSchG-Antrag, Formular 1  
(Ordner 1)         

	2.
	Projektbeschreibung

	
	2.1
	Vorhaben

	
	2.2
	Informationen zum derzeitigen Windpark

	
	2.3
	Informationen zum hier beantragten Windpark (WEA 1–5)

	
	2.4
	Geplanter Anlagentyp

	
	2.5
	Lage des Gebietes

	
	2.6
	Vorhandenes Planungsrecht

	
	2.7
	Gestattungsvertrag mit der Stadt Heimbach

	
	2.8
	Richtfunkstrecken

	
	2.9
	Flächenverfügbarkeit

	
	2.10
	Eigentümerverzeichnis

	
	2.11
	Rückbau der hier beantragten Windenergieanlagen (WEA 1-5)

	
	2.12
	Optisch bedrängende Wirkung

	
	2.13
	Rückbau der acht Altanlagen

	
	2.14
	Erdbebenmessstationen

	
	2.15
	VOR

	
	2.16
	Kampfmittelbelastung

	3.
	Karten

	
	3.1
	Topographische Karte, M 1 : 25.000

	
	3.2
	Deutsche Grundkarte, M 1 : 10.000

	
	3.3
	Flurkarten, M 1 : 1.000

	
	3.4
	Lagepläne ÖbVI, M 1 : 500

	4.
	Angaben zu Abfällen sowie zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

	
	4.1
	Abfälle

	
	4.2
	Abfallbeseitigung

	
	4.3
	Formular C: Angaben zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

	
	4.4
	Einsatz von Flüssigkeiten

	
	4.5
	Sicherheitsdatenblätter

	
	4.6
	Getriebeölwechsel

	5.
	Bauvorlagen

	
	5.1
	Bauantragsformular

	
	5.2
	Baubeschreibung

	
	5.3
	Betriebsbeschreibung für gewerbliche Anlagen

	
	5.4
	Statistikbogen

	6.
	Ermittlung der Herstellungskosten

	7.
	Anlagenbeschreibung Nordex N149 – 4.5 MW (125m Nabenhöhe)

	
	7.1
	Allgemeine Spezifikation

	
	7.2
	Serrations

	
	7.3
	Umwelteinwirkungen

	
	7.4
	Befahranlage

	
	7.5
	Kennzeichnung Tag/ Nacht/ bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung

	
	7.6
	Antrag auf Befreiung von Nr. 20.1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen

	
	7.7
	Sichtweitenregulierung

	8.
	Bauzeichnungen Nordex N149 – 4.5 MW (125m Nabenhöhe)

	
	8.1
	Fundamente

	
	8.2
	Gesamtansichten

	9.
	Abstandfläche / Baulasten

	
	9.1
	Berechnung der Abstandfläche

	
	9.2
	Baulastenverzeichnis

	10.
	Standortkoordinaten / Höhe über Grund und NN

	11.
	Einspeisung der elektrischen Energie

	12.
	Erschließungsmaßnahmen

	
	12.1
	Beschreibung Wegeausbau

	
	12.2
	Transport, Zuwegung und Kranstellflächen

	13.
	Sicherheitseinrichtungen / Arbeitsschutz

	
	13.1
	Brandschutzkonzept

	
	13.2
	Flucht- und Rettungsplan

	
	13.3
	Blitzschutz

	
	13.4
	Erdungsanlagen

	
	13.5
	Angaben zum Arbeitsschutz


	Band 2
lfd. Nr.
	Unterlagen

	14.
	Hochspannungsfreileitung

	15.
	Immissionsprognosen

	
	15.1
	Schallimmissionsprognose Gutachten Nr. 4243-18-L1, vom 6.12.2018
Ergänzende Berechnung Nr:4243-19-L1_01_02, vom 29.7.2019

Stellungnahme zu Vorbelastung Nr:4243-19-L1_01_03, vom 20.9.2019 

	
	15.2
	Schattenwurfprognose

	16.
	Unterlagen zur Standsicherheit

	
	16.1
	Typenprüfung

	
	16.2
	Gutachten zur Standorteignung

	
	16.3
	Bodengutachten (wird vor Baubeginn nachgereicht)

	
	16.4
	Gutachterliche Stellungnahme zur Übereinstimmung des Bodengutachtens mit der Typenprüfung (wird vor Baubeginn nachgereicht)

	17.
	Angaben zu Abschaltmechanismen

	
	17.1
	Schattenwurfmodul

	
	17.2
	Eiswurfabschaltung und Wiederanfahren der WEA

	
	17.3
	Fledermausmodul

	18.
	Angaben zum Anlagenrückbau

	
	18.1
	Maßnahmen bei Betriebseinstellung

	
	18.2
	Rückbauaufwand

	
	18.3
	Verpflichtungserklärung zum Anlagenrückbau

	
	18.4
	Sicherung des Rückbaus

	
	18.5
	Rückbaukosten

	19.
	Umweltbeiträge und Kompensation

	
	19.1
	UVP-Bericht, Aktualisiert 1.10.2019

	
	19.2
	Landschaftspflegerischer Begleitplan, Aktualisiert 30.9.2019

	
	19.3
	Gutachten zum Denkmalschutz, Aktualisiert 30.9.2019

	20.
	Artenschutzrechtliche Gutachten

	
	20.1
	Artenschutzprüfung Stufe I

	
	20.2
	Kartierungsbericht

	
	20.3
	Artenschutzprüfung Stufe II

	
	Synopse:

Stellungnahme der Ecoda Umweltgutachten zu Einwendungen der Naturschutzverbände, Privatpersonen und der Stadt Heimbach


III.
Nebenbestimmungen

Diese Genehmigung ergeht unter folgenden Nebenbestimmungen:

1.
Fristen

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von zwei Jahren nach deren Bestandskraft mit dem Bau der Anlagen und innerhalb von zwei weiteren Jahren mit dem Betrieb der Anlagen begonnen worden ist.

Die Fristen können aus wichtigem Grund auf Antrag verlängert werden.

2.
Bedingungen
Mit dem Bau der Anlage darf erst begonnen werden, wenn die Bedingungen 2.1 bis 2.6 erfüllt sind und dies der Genehmigungsbehörde nachgewiesen wurde. Als Baubeginn sind alle die Tätigkeiten zu verstehen, die direkt mit dem Bau der Anlage verknüpft sind. Vorbereitende reversible Tätigkeiten wie Abgrubbern der Flächen oder Herrichtung der Zuwegung sind hiervon nicht eingeschlossen.
Die Anlagen dürfen erst in Betrieb genommen werden, wenn die derzeit vorhandenen 8 WEA der Vorrangzone Heimbach-Vlatten vollständig zurückgebaut sind.  

2.1
Der Genehmigungsinhaber hat vor Baubeginn die gemäß § 35 Abs. 5 Satz 2 u. 3 BauGB7 erforderliche Rückbausicherung, in Form einer selbstschuldnerischen und unbefristeten Bürgschaftserklärung einer deutschen Großbank oder Sparkasse, unter ausdrücklichem Verzicht auf die Einreden der Anfechtung, der Aufrechnung und der Vorausklage nach §§ 770, 771 u. 773 Abs. 1 Nr. 1 BGB8 in 
Höhe von 865.175,-€

(pro Anlage 173.035,- €)

zu Gunsten der Kreisverwaltung Düren sicherzustellen. Die Genehmigung kann nur dann in Anspruch genommen werden, wenn die Bürgschaftserklärung zu Gunsten der Kreisverwaltung Düren abgegeben ist.

Der Betrag der Bürgschaft ist nach Ablauf von 5, 10, 15 und 20 Jahren jeweils um weitere 10 % zu erhöhen.
2.2
Für das Bauvorhaben sind folgende Nachweise gemäß § 68 Absatz 1 BauO NRW4 erforderlich. Diese müssen spätestens mit der Anzeige des Baubeginns der Bauaufsichtsbehörde vorliegen:

- 
Nachweis über die Standsicherheit, der von einer oder einem staatlich anerkannten Sachverständigen nach § 87 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauO NRW geprüft sein muss. 

2.3
Die unter "Register 19" im UVP-Bericht mit integrierter Eingriffsbilanzierung, Punkt 10, "Darstellung der Maßnahmen zur Vermeidung, zum Ausgleich und zum Ersatz" dargestellten Maßnahmen sind entsprechend zu beachten und vor Baubeginn umzusetzen. 
2.4
Als Ausgleich für die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes, ist gemäß §31 Abs. 4 und 5 des LNatSchG vor Baubeginn ein Ersatzgeld zu zahlen.

Es wird ein Ersatzgeld in 
Höhe von 53.891,15 €
festgesetzt.

Das Ersatzgeld ist an die Kreiskasse Düren unter Angabe des Kassenzeichens 8067.00000152  auf eines der Konten des Kreises Dürens (derzeit Konto bei der Sparkasse Düren, IBAN: DE80 3955 0110 0000 3562 12) zu überweisen. Eine Kopie des Überweisungsbelegs ist der Genehmigungsbehörde unmittelbar nach der Überweisung vorzulegen.

2.5
Die unter Punkt 6.3.2 "Artspezifische Vermeidungsmaßnahmen" des Landschaftspflegerischen Begleitplans dargestellte Kompensationsmaßnahme (CEF- Maßnahmen) zur Sicherung der ökologischen Funktion für die Feldlerche wird auf Flächen der "Stiftung Rheinische Kulturlandschaft" in Mechernich, Kreis Euskirchen umgesetzt. Hierzu muss vor Baubeginn die verbindliche rechtliche und dauerhafte Absicherung (Vertrag mit der Stiftung) nachgewiesen werden. Weiterhin ist vor Baubeginn eine gutachterliche Bestätigung vorzulegen, aus der hervorgeht, dass die Umsetzung der Maßnahmen erfolgt und deren Funktionalität gegeben ist. 
2.6
Die im Umweltbericht unter Punkt 5 "Vermeidungs-, Minderungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen" dargestellten Maßnahmen sind entsprechend zu beachten bzw. umzusetzen.

3.
Auflagen

3.1.
 Immissionsschutz
3.1.1. 
Die Windenergieanlagen sind so zu betreiben, dass bei einer maximalen Leistung von 4000 kW (Mode 5) der jeweilige Schallleistungspegel:


Le,max  = 103,3 dB(A)+1,28 * √(1,2 dB(A)^2+ 0,5 dB(A)^2) = 105 dB(A)

103,3 dB (A): Schallleistungspegel laut Messbericht der Wind-consult GmbH, WICO 151SE618/03 vom 13.5.2019,  mit folgendem Oktavspektrum:

	f (Hz)
	63 Hz
	125 Hz
	250 Hz
	500 Hz
	1000 Hz
	2000 Hz
	4000 Hz

	Lw dB(A)
	88,5
	93
	96
	99,3
	100,9
	87,1
	94,0



1,2 dB(A): Serienstreuung laut Schallprognose


0,5 dB(A): Unsicherheit der Typvermessung 


nicht überschritten wird.

3.1.2
Für die Windenergieanlage ist durch eine akustische FGW-konforme Emissionsmessung (siehe Technische Richtlinie für Windkraftanlagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte", Revision 18, Stand 1.2.2008 - Herausgeber :FGW, Fördergesellschaft für Windenergie e.V., Stresemannplatz 4, 24103 Kiel) eines anerkannten Sachverständigen nach § 29b BImSchG1, der nachweislich Erfahrung mit der Messung von Windenergieanlagen hat, nachzuweisen, dass die Emissionen der errichteten Anlagen die Vorgaben des dieser Genehmigung zu Grunde liegenden schalltechnischen Gutachtens einhält. Spätestens 14 Tage nach Inbetriebnahme ist dem Landrat des Kreises Düren, Umweltamt, eine Kopie der Auftragsbestätigung für die Messung zu übersenden. 


Die Messstelle ist weiterhin zu beauftragen, hierüber einen Bericht anzufertigen und eine Ausfertigung dieses Berichtes der Unteren Immissionsschutzbehörde des Kreises Düren (Überwachungsbehörde) unverzüglich und unmittelbar zu übersenden. Für die Messungen dürfen keine Messstellen beauftragt werden, die bereits im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens für die Antragstellerin bzw. den Betreiber der Anlage tätig waren (z.B. für die Erstellung von Prognosen).

3.1.3 
Auf die unter Nr. 3.1.2 aufgeführten Emissionsmessungen kann verzichtet werden, wenn dem Landrat des Kreises Düren, Umweltamt, vor Inbetriebnahme der Anlagen mindestens jeweils ein Messbericht zur FGW-konformen Typvermessung des entsprechenden Modes vorliegt, der die der Prognose zugrunde liegenden Herstellerangaben bestätigt.


In diesem Fall ist zudem vor der Inbetriebnahme der Anlagen eine Herstellerbescheinigung über die technischen Daten der Windenergieanlagen vorzulegen, in der bestätigt wird, dass die Windenergieanlagen identisch mit der von mindestens einem Vermessungsbericht zu Grunde liegenden Anlagenspezifikation sind. 


Abweichende Betriebsweisen (Modi) mit jeweils geringerer Schallleistung als in Nr. 3.1.1 festgesetzt, sind zulässig. 

3.1.4
Auf Verlangen des Landrates des Kreises Düren hat eine gutachterliche Überprüfung durch eine nach § 29 b BImSchG1 bekannt gegebene Stelle zu erfolgen, um so zu überprüfen, ob die Vorgaben dieser Nebenbestimmung eingehalten werden.


Als hinreichende Indizien kommen z.B. das Vorliegen mehrerer Beschwerden über einen längeren Zeitraum oder die Feststellung der Überwachungsbehörde von Geräuschen der WEA im Rahmen von Überprüfungen in Betracht, die befürchten lassen, dass die Anlagen nicht genehmigungskonform betrieben werden. 

Mit der Durchführung der Überprüfung darf keine Stelle beauftragt werden, die bereits im Rahmen der Erstellung der Antragsunterlagen tätig geworden ist.

3.1.5
Der Messbericht muss der Richtlinie VDI 422010 in Verbindung mit der Anlage 2 des Gem. RdErl.11 entsprechen.

3.1.6
Die von der Genehmigung erfassten Anlagen sind so zu betreiben, dass die von ihnen – auch in Verbindung mit den vorhandenen Windenergieanlagen – verursachten tatsächliche Beschattungsdauer an keinem Immissionsort folgende Immissionsrichtwerte überschreiten:



30 Stunden pro Kalenderjahr ()

oder


  8 Stunden pro Kalenderjahr (real) 



30 Minuten pro Tag.

3.1.7
Die Windenergieanlagen sind mit einem Abschaltmodul zu versehen, welches bei Schlagschattenwurf die verlässliche Abschaltung der Anlagen gewährleistet. An allen im Schattenwurfeinwirkbereich liegenden Immissionsorten müssen alle für die Programmierung der Abschalteinrichtungen erforderlichen Parameter exakt ermittelt werden. 

3.1.8
Es muss durch geeignete Abschalteinrichtungen überprüfbar und nachweisbar sichergestellt werden, dass die in der Nebenbestimmung 3.1.6 geforderten Richtwerte für alle relevanten Immissionsorte nicht überschritten werden. Ggfs. sind hierfür weitere Immissionsorte in die Programmierung aufzunehmen.

Dabei gelten für Abschalteinrichtungen, die meteorologische Parameter berücksichtigen, die realen Werte, bei Abschalteinrichtungen ohne Berücksichtigung der meteorologischen Parameter, die worst-case-Werte.

3.1.9
Vor Inbetriebnahme der Anlage ist vom Hersteller eine Fachunternehmererklärung vorzulegen, woraus ersichtlich ist, dass die Abschaltung bei Schattenwurf installiert und bezogen auf die Immissionsorte gesteuert wird und somit die Nebenbestimmung 3.1.6 eingehalten wird.


Die Fachunternehmererklärung muss vom Gutachter für Schattenwurf auf Übereinstimmung mit den im Gutachten der IEL GmbH vom 11.12.2018, Bericht-Nr.: 4243-18-S1, ermittelten Schattenwurfzeiten geprüft und bestätigt werden.


Die Funktionsfähigkeit dieser Steuerung ist spätestens ein Monat nach Inbetriebnahme vorzulegen.
3.2
Baurecht

3.2.1.
Der Beginn der Bauarbeiten (vorbereitende Tätigkeiten und Baubeginn) sind dem Amt für Bauordnung und dem Umweltamt des Kreises Düren mindestens vier Wochen vorab schriftlich anzuzeigen. 
3.2.2
Auflagen in den Typenprüfungen wie beispielsweise regelmäßige Sachverständigenprüfungen und Wartungen nach Wartungspflichtenheft des Herstellers sind zwingend zu beachten.

3.2.4
Der zuständigen Feuerwehr der Stadt Heimbach ist eine Karte mit UTM-Gitter, in der Standort und fortlaufende Anlagenummer für WEA im Kreis Düren (siehe Auflage 3.7.3) eingetragen sind und die aktuellen Kontaktdaten des Betreibers zu übergeben. 

Die Feuerwehr ist weiterhin durch den Betreiber der WEA vor Inbetriebnahme in die einsatzrelevanten Besonderheiten der Anlagen einzuweisen. Unterlagen zur Erstellung eines objektbezogenen Einsatzplanes oder von Lehrunterlagen sind der Feuerwehr durch den Betreiber zur Verfügung zu stellen. 
3.3.
Luftverkehrsrecht
Zivile Luftfahrt

3.3.1
Die Windkraftanlagen dürfen nur an den nachfolgend genannten Standorten mit den nachfolgend genannten Höhen errichtet werden.

	Bezeichnung der

WEA
	Koordinaten

WGS 84 Ost/West
	Max. Höhe in

Meter ü. Grund
	Max. Höhe WKA

in Meter ü. N.N.

	WEA 1
	06° 34' 11,234'' E

50° 38' 14,347" N
	199,55 m
	535,00 m

	WEA 2
	06° 33' 58,799'' E

50° 38' 23,445" N
	199,55 m
	534,00 m

	WEA 3
	06° 33' 48,891'' E

50° 38' 33,859" N
	199,55 m
	524,00 m

	WEA 4
	06° 34' 13,801'' E

50° 38' 34,670" N
	199,55 m
	507,00 m

	WEA 5
	06° 33' 59,285'' E

50° 38' 45,571" N
	199,55 m
	502,00 m


3.3.2.
Die Windkraftanlagen müssen als Luftfahrthindernisse mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der „Allgemeinen Ver-waltungs¬vorschrift zur Kenn¬zeichnung von Luftfahrthindernissen vom 24.04.2020 (AVV; Bundesanzeiger AT 30.04.2020 B4)“ versehen werden. 


Tageskennzeichnung:


Die Rotorblätter der Windkraftanlagen sind weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Länge [a) außen beginnend mit 6 Meter orange - 6 Meter weiß - 6 Meter orange oder b) außen beginnend mit 6 Meter rot - 6 Meter weiß oder grau - 6 Meter rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig.


Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlagen sind die Maschinenhäuser auf halber Höhe umlaufend rückwärtig mit einem 2 Meter hohen orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.


Die Masten sind mit einem 3 Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 ± 5 Meter über Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen 6 Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.


Tagesfeuer (Mittelleistungsfeuer Typ A, 20 000 cd, gemäß ICAO Anhang 14, Band I, Tabelle 6.1 und 6.3 des Chicagoer Abkommens) können nur ergänzend zur Tagesmarkierung zum Einsatz kommen. Tagesfeuer müssen dann auf dem Dach des Maschinenhauses gedoppelt installiert werden.

Nachtkennzeichnung:


Auf dem Dach der Maschinenhäuser sind Feuer W, rot oder Feuer W, rot ES anzubringen. Diese sind so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinenhausdach - nötigenfalls auf Aufständerungen - angebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen Flügel des Rotors verdeckt werden.


Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 ms zu starten.


Des Weiteren ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerungsebene bestehend aus Hindernisfeuer (ES), am Turm auf der halben Höhe zwischen Grund/Wasser und der Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen Gründen notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu 5 Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein.


Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.


Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter gemäß der AVV, Nummer 3.9.


Der Einsatz einer bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung kann nur erfolgen, sofern alle Vorgaben gemäß Anhang 6 der AVV erfüllt werden und der Luftfahrtbehörde die erforderlichen Unterlagen vorab vorgelegt werden. Für den Einsatz einer bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung ist die gesonderte Zustimmung der Luftfahrtbehörde erforderlich. 


Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen. 


Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz umschalten. 


Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windkraftanlagen können als Windkraftanlagen-Blöcke zusammengefasst werden. Grundsätzlich bedürfen nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks befindlichen Anlagen einer Kennzeichnung. Überragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die sie umgebenden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen. Der Verzicht auf die Befeuerung bestimmter Anlagen ist bei der Luftfahrtbehörde gesondert zu beantragen.    


Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf ein „redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.


Licht, das von LED ausgesendet wird, wird von sogenannten Nachtsichtbrillen (NVG) ausgefiltert, um Blendungen durch die Instrumentenbeleuchtung im Cockpit zu vermeiden. Gemäß der VO (EU) Nr. 965/2012 kann und darf Nachtflugbetrieb mit NVG durchgeführt werden. Diese NVG kommen zurzeit sowohl bei den Polizeibehörden des Bundes und der Länder, den Streit¬kräften und der Luftrettung regelmäßig zum Einsatz. 


Die hier geplanten Windkraftanlagen sind, wenn sie ausschließlich mit LED-Feuern ohne einen Infrarot (IR) – Anteil ausgestattet werden, für Luftfahrzeugführer bei Flugbetrieb in der Dunkelheit und Verwendung von NVG schlichtweg nicht erkennbar. Somit würde von den hier geplanten Luftfahrthindernissen eine ernste Gefahr für die Sicherheit des Luftverkehrs und auch für die Allgemeinheit ausgehen.


Um dieser Gefährdung zu begegnen, verfüge ich hiermit auf Grundlage des § 14 Absatz 1 in Verbindung mit § 12 Absatz 4 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) und Nr. 8.2 der AVV, dass bei Einsatz von LED-Feuern auf dem Maschinenhaus zusätzlich Infrarotfeuer gemäß Nr. 3.6 und Anhang 3 der AVV verbaut werden müssen. Die Infrarotkennzeichnung ist ebenfalls auf dem Dach des Maschinenhauses anzubringen.


Alternativ zu IR-Feuern kann auch eine Befeuerung konventioneller Bauart gewählt werden, da diese einen IR-Anteil emittieren, der von NVG detektiert werden kann.


Sofern Infrarotfeuer gemäß Anhang 3 der AVV noch nicht verfügbar sind, sind Feuer unter Beachtung der folgenden Anforderungen zu verwenden:


a)
ein Helligkeitswert des IR-Anteils von 25mW/SR


b)
eine emittierte Wellenlänge im Bereich von 850nm


c)
eine Blinkfrequenz zwischen 20 und 60 pro Minute 


d)
eine dem Feuer W rot oder Feuer W rot ES entsprechende Blinkdauer – Taktfolge: 1 s hell – 0,5 s dunkel – 1 s hell – 1,5 s dunkel.


Entsprechende LED-Feuer mit IR-Anteil sind auf dem Markt verfüg-bar und verfügen teilweise über identische Einbaumaße wie LED-Feuer ohne IR-Anteil. Die LED-Hindernisfeuer mit IR-Anteil beinhalten in der Regel die technische Möglichkeit, den IR-Anteil zu dimmen und an weitere äußere Gegebenheiten anzupassen. Preislich liegen die LED-Feuer mit IR-Anteil auf ähnlich hohem Preisniveau wie LED-Feuer ohne IR-Anteil.


Bei Ausfall des Feuers muss eine entsprechende Meldung an den Be¬treiber erfolgen. Störungen sind unverzüglich zu beheben!


Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind der NOTAM Zentrale in Langen unter der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist die NOTAM-Zentrale unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, ist die NOTAM-Zentrale und die zuständige Genehmigungsbehörde, nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.


Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewährleistet. Der Betrieb der Feuer ist grundsätzlich bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf 2 Minuten nicht überschreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung.


Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“, Feuer W, rot ES ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs 4 der AVV zu erfolgen.
3.3.3
Die in den Auflagen erforderlichen Kennzeichnungen sind nach Erreichen der jeweiligen Hindernishöhe (spätestens ab 100 m über Grund) zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen. Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m über Grund mit einer Tageskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen. 

3.3.4
Das Datum des Baubeginns der Anlagen ist der Bezirksregierung Düsseldorf mindestens 6 Wochen vor dem vorgesehenen Termin anzuzeigen.


Da die Windkraftanlagen als aus Sicherheitsgründen Luftfahrthindernisse veröffentlicht werden müssen, sind der Bezirksregierung Düsseldorf spätestens 4 Wochen vor Errichtung die endgültigen Vermessungsdaten zu übermitteln. Diese Mitteilung soll die folgenden, endgültigen Veröffentlichungsdaten enthalten:


1) DFS-Bearbeitungsnummer 


2) Name des Standortes (Stadt, Gemarkung, Flur, Flurstück)


3) Geogr. Standortkoordinaten [Grad, Min. und Sek. in WGS 84]


4) Höhe der Bauwerksspitze [m ü. Grund]


5) Höhe der Bauwerksspitze [m ü. NN]


6) Art der Kennzeichnung [Beschreibung]


Gleichzeitig hat der Bauherr, einen Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer der Stelle zu nennen, die einen Ausfall der Tages- bzw. Nachtkennzeichnung meldet bzw. für die Instandsetzung zuständig ist.

3.3.5
Nach Fertigstellung der Anlagen ist die Herstellung der Tages- und Nachtkennzeichnung im Sinne der o.a. Nebenbestimmungen durch Übermittlung der entspechenden Prüfprotokolle an die Luftfahrtbehörde nachzuweisen. Der Nachweis muss u.a. folgende Informationen enthalten:

· Art der zur Nachtkennzeichnung eingesetzten Feuer (inkl. Verwendung von LED-Leuchtmitteln mit Infrarot-Anteil) 
· Ersatzstromversorgungskonzept (inkl. Umschaltzeit, Versorgungsdauer)
· Einsatz von Sichtweitenmessgeräten (sofern vorgesehen)
Militärische Luftfahrt

3.3.6
Die Windenergieanlagen, WEA 1 bis 5, müssen mit einer Steuerfunktion (bedarfsgerechte Steuerfunktion) ausgerüstet sein, die eine Störung der Flugsicherheit nach §18 a LuftVG ausschließt.

3.3.6
Die geplante technische Lösung ist in ihrer Gesamtheit und Funktionalität von der Planungsphase bis zur Inbetriebnahme mit dem Luftfahrtamt der Bundeswehr (Postfach 90 61 10, 51127 Köln) abzustimmen.

3.3.7
Der Bundeswehr dürfen durch Errichtung, Betreiben und ggf. Abschaltung oder Ab-bau der eingebrachten Technologie keine Kosten entstehen. Diese Kosten sind durch den Betreiber zu tragen. 

3.3.8
Die Abschalteinrichtung muss auf dem Flugplatz Nörvenich dauerhaft und durch-gehend betriebsbereit sein. Zu diesem Zweck gewährleistet der Betreiber der Windenergieanlage die einwandfreie Steuerfunktion der Abschalteinrichtung. Dies schließt die permanente technische Überwachung der Steuerung sowie die sofortige automatische Abschaltung der Windenergieanlage im Falle einer Fehlfunktion/Störung der Anlagen oder der Datenverbindung zur militärischen Flugsicherung ein. 

3.3.9
Im Kontrollraum der örtlichen militärischen Flugsicherung ist nur ein zentrales Bedienelement für die bedarfsgerechte Steuerung zulässig. Das Bedienelement muss zusätzlich Zugänge/Nutzungen für unterschiedliche, ggf. auch andere Anbieter oder Nutzer bedarfsgerechter Steuerungen ermöglichen. Entsprechende zusätzliche Ports oder Einrichtungen sind dafür vorzusehen.

3.3.10
Vor einer Aufgabe und dem endgültigen Betriebsende der Abschalteinrichtung ist die zuständige Genehmigungs- und Überwachungsbehörde auch für den Fall der Einstellung des militärischen Flugbetriebes und einer Nachnutzung des Flugplatzes mit Flugbetrieb unter geänderten Rahmenbedingungen über die Absicht in Kenntnis zu setzen. Deren Zustimmung ist für dieses Betriebsende erforderlich. Die Aufgabe der Abschalteinrichtung ohne vorherige Zustimmung ist nicht zulässig. 

3.3.11
Vier Wochen vor Baubeginn sind dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra I 3, Fontainengraben 200, 53123 Bonn unter Angabe des Zeichens III-101-105-19 BIA alle endgültigen Daten wie Art des Hindernisses, Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84, Höhe über Erdoberfläche, Gesamthöhe über NN und ggf. Art der Kennzeichnung anzuzeigen. 

3.3.12
Die Bedienung der bedarfsgerechten Steuerung und die Entscheidung über die Dauer einer bedarfsgerechten Schaltung obliegen ausschließlich der Bundeswehr. 

3.3.13
Für die bedarfsgerechte Steuerung wird der benötigte Luftraum und nicht die einzelne Windenergieanlage angewählt.

3.3.15
Zur weiteren Regelung der Errichtung, Einrichtung und des Betriebes der Windenergieanlagen WEA 1 bis 5 und ihrer bedarfsgerechten Steuerung ist der Abschluss des beigefügten Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundeswehr, und dem WEA-Betreiber erforderlich. Der Vertrag muss vor Baubeginn geschlossen sein. Er muss der Genehmigungsbehörde vorgelegt werden. 

3.3.16
Zur Inbetriebnahme bedarf es der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Bundes-wehr, die der Genehmigungsbehörde ebenfalls vorzulegen ist.
3.4.
Landschafts- und Naturschutz
3.4.1
Die Baufeldfreimachung hat zur Vermeidung von Beeinträchtigungen von Nestern und Eiern (Artikel 5 VogelSchRL) bzw. Beschädigungen oder Zerstörungen von Fortpflanzungsstätten (§ 44 BNatSchG) außerhalb der Vogelbrutzeit stattfinden. Hinsichtlich der bodenbrütenden Offenlandarten dürfen die landwirtschaftlich genutzten Flächen ausschließlich außerhalb der Brutzeit (vom 01.09. bis 20.03.) geräumt werden. Ferner ist sicherzustellen, dass bis zum Baubeginn auf den Flächen keine Brut mehr erfolgt.

Die Bauflächen sind vor Baubeginn auf Brutvorkommen zu überprüfen. Sofern brütende Vögel festgestellt werden ist der Baubeginn zu verschieben.

3.4.2
Als artenschutzrelevante Vermeidungsmaßnahme für Feldlerche und Rebhuhn eignet sich eine Extensivierungsmaßnahme von ca. 2,4 ha Größe auf bisher ackerbaulich genutzten Flächen.

Sobald die für den Rückbau vorgesehenen Kranstellflächen zurückgebaut worden sind und wieder als Acker genutzt werden, reduziert sich der Umfang der Maßnahme auf ca. 1,6 ha.

Die Maßnahmenfläche und die Maßnahme werden von der Stiftung Rheinische Kulturlandschaft auf einer etwa 1,5 ha großen Fläche auf dem Gebiet der Stadt Mechernich, Gemarkung Berg, Flur 20, Flurstück 109 bereitgestellt und umgesetzt werden (vgl. Anlage 5 des Landschaftspflegerischen Begleitplan ).

Diese bisher intensiv ackerbaulich genutzte Fläche wird in ihrer Nutzung extensiviert und als sogenannter „Artenschutzacker“ bewirtschaftet werden. Die möglichen Maßnahmen und die damit verbundenen Bewirtschaftungsauflagen sind im entsprechenden Maßnahmenkennblatt beschrieben (vgl. Anlagen 5 und 8 des Landschaftspflegerischen Begleitplan).

3.4.3
Auf einer etwa 3,3 ha großen Fläche auf dem Gebiet der Stadt Heimbach, Gemarkung Heimbach, Flur 5, Flurstück 155 setzt die Stiftung Rheinische Kulturlandschaft Maßnahmen entsprechend den im Maßnahmenkennblatt genannten extensiven Bewirtschaftungsauflagen um (vgl. Anlage 6 des Landschaftspflegerischen Begleitplan).

Die bisher intensiv als Acker genutzte Teilfläche wird mittels Einsaat einer kräuterreichen Saatgutmischung bestehend aus autochthonen Arten in Grünland umgewandelt. Anschließend werden die gesamten Grünlandflächen (insgesamt ca. 2,36 ha) extensiv genutzt (vgl. Anlage 9 des Landschaftspflegerischen Begleitplan).

Der in diesem Bereich bestehende Laubwald (ca. 0,49 ha) sowie ein Feldgehölz (ca. 0,44 ha) werden zudem einem flächenhaften Nutzungsverzicht unterstellt.

3.4.4
Im Rastzeitraum der Rotmilane, in der Zeit von 01.08. bis 30.09. ab 16 Uhr (ab 22.09 bereits ab 15 Uhr) bis zum Sonnenuntergang sind alle WEA abzuschalten, die näher als 1 km zu einem evtl. vorhandenen Schlafplatz des Rotmilans liegen. 

Eine mögliche Reduktion der Abschaltzeiten kann durch ein entsprechendes Monitoring erreicht werden, da eine Abschaltung nur im Falle der tatsächlichen Nutzung notwendig ist. 

3.4.5
Im Umkreis mit einem Radius von 150 m um den Turmmittelpunkt dürfen keine Baumreihen, Hecken oder Kleingewässer angelegt werden.

Zum Schutz von Vögeln und Fledermäusen sind am Mastfuß keine Brachflächenzugelassen. Hier ist eine landwirtschaftliche Nutzung bis an den Mastfuß vorzusehen.
3.4.6
Da Störungen für den Mornellregenpfeifer nicht auszuschließen sind, werden vorsorglich Maßnahmen in einem Umfang von 3,3 ha gemäß dem Vogelschutzmaßnahmenplan der (LANUV 2015) getroffen.

Diese Maßnahme wird über die Stiftung Rheinische Kulturlandschaft auf einer etwa 3,3 ha großen Fläche auf dem Gebiet der Stadt Heimbach, Gemarkung Vlatten, Flur 57, Flurstück 64 (Lagebezeichnung: An der Kloskuhl) sowie Flur 68, Flurstücke 10 und 70 umgesetzt werden (Lagebezeichnung: Am Lenzer Garten) (vgl. Anlage 7 des Landschaftspflegerischen Begleitplan). 

In einem ca. 17,0 ha großen Rotationsraum, bestehend aus intensiv ackerbaulich genutzten Flächen, werden jährlich auf 3,3 ha Fläche Maßnahmen zur Optimierung des Herbstrastgebietes des Mornellregenpfeifers umgesetzt. Die Einschränkungen in der Bewirtschaftung der Maßnahmenfläche beschränken sich auf die zum Anbau zulässigen Feldfrüchte sowie eine Bewirtschaftungsruhe in der engen Zeitspanne, die der Mornellregenpfeifer zur Herbstrast auf seinem Durchzug zu den Winterquartieren nutzt. 

Die Lage der Maßnahmenfläche im Rotationsraum ist jährlich zu benennen und zu dokumentieren. Idealerweise findet eine Anlage der Maßnahmenfläche auf der Fläche An der Kloskuhl immer möglichst weit im Nordosten und auf der Fläche Am Lenzer Garten immer möglichst weit im Südwesten statt.

Weitere Details zur Umsetzung sind dem entsprechenden Maßnahmenblatt zu entnehmen (vgl. Anlage 10 des Landschaftspflegerischen Begleitplan).

3.4.7
Zum Schutz von Fledermäusen sind die WEA 1 und 5 jeweils mit einem Batcorder zur Höhenerfassung auszustatten und ein 2-jähriges Monitoring im Sinne des Leitfadens "Umsetzung des Arten- und Habitatschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen in Nordrhein-Westfalen" durchzuführen.

Im Zeitraum vom 01.04. bis zum 31.10. eines jeden Jahres sind die Windenergieanlagen 1 - 5 in der Zeit von einer Stunde vor Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang vollständig abzuschalten, wenn die folgenden Bedingungen zugleich erfüllt sind: Temperaturen von >10 °C sowie Windgeschwindigkeiten im 10min-Mittel von < 6 m/s in Gondelhöhe.


Vor Inbetriebnahme der WEA ist der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) eine Erklärung des Fachunternehmers vorzulegen, aus der ersichtlich ist, dass die Abschaltung zum Fledermausschutz funktionsfähig eingerichtet ist.

Die Betriebs- und Abschaltzeiten sind über die Betriebsdatenregistrierung der WEA zu erfassen, aufzubewahren und der UNB spätestens zum 15. Januar eines Jahres vorzulegen. Dabei müssen mindestens die Parameter Windgeschwindigkeit und elektrische Leistung im 10min-Mittel erfasst werden. Sofern die Temperatur als Steuerungsparameter genutzt wird, ist auch diese zu registrieren und zu dokumentieren.

3.4.8
An den WEA 1 und 5 ist ein akustisches Fledermaus-Monitoring ("Batcorder") nach der Methodik von Brinkmann et. al 2011 von einem qualifizierten Fachgutachter, der nachweislich Erfahrungen mit dem Monitoring von Fledermäusen hat, durchzuführen. Die Auswertung ist unter Anwendung des frei verfügbaren Datenbanktools "Renebat II und III für eine automatisierte Auswertung von Gondelmonitoringdaten" in der jeweils aktuellsten Fassung durchzuführen. Es sind zwei aufeinander folgende Aktivitätsperioden, jeweils für den Zeitraum zwischen dem 01.04. und 31.10. eines Jahres, zu erfassen. Die Grundeinstellung des Programms ist mir einer Schlagopferzahl <1 zu betreiben. 

Nach Abschluss des ersten Monitoring-Jahres können die unter Auflage 3.4.7 festgelegten Abschaltbedingungen durch die Genehmigungsbehörde an die Ergebnisse des Monitorings bei den Anlagen angepasst werden. Nach Abschluss des zweiten Monitoring-Jahres setzt die Genehmigungsbehörde die endgültigen Abschaltalgorithmen im Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde fest.

3.4.9
Der Betrieb einer über Bewegungsmelder gesteuerten Beleuchtung im Mastfußbereich (etwa zur Erleichterung abendlicher Kontrollen) ist in der Zeit vom 1. 4. bis zum 31. 10. eines Jahres verboten. 
3.5
Eiswurf
3.5.1.
Die Anlage ist mit einem Rotorblattvereisungsüberwachungssystem auszustatten und zu betreiben. Dieses hat einen Eisansatz frühzeitig zu detektieren und die Anlage selbstständig stillzusetzen, so dass es zu keinem Eisabwurf in der Bewegung kommen kann. Der Betrieb darf erst wieder nach eindeutiger Eisfreiheit der Rotorblätter erfolgen. 

3.5.2
Bei Ausfall des Eiserkennungssystems ist die Anlage in der eisgefährdeten Zeit automatisch auszuschalten

3.5.3
Vorgaben aus der Zulassung des Eisdetektionssystems sind umzusetzen.

3.5.4
Im Umkreis von mindestens 300 m um den Fuß der Anlagen ist auf den öffentlich zugänglichen Verkehrs- und Feldwegen durch Schilder vor möglichem Eisabfall bei Rotorstillstand oder Trudelbetrieb von den Windanlagen zu warnen. 

3.5.5
Spätestens 3 Monate nach Inbetriebnahme ist die ordnungsgemäße Programmierung, sowie der ordnungsgemäße Betrieb der Rotorblattvereisungsüberwachung inklusive Einstellung der Gondelposition bei Abschaltung für die Anlage durch einen Fachbetrieb gegenüber der Genehmigungsbehörde zu bescheinigen. 
3.6
Bodendenkmalschutz
3.6.1
Nach vorheriger Rücksprache mit dem Amt für Bodendenkmalpflege ist auf Kosten der Genehmigungsinhaberin eine archäologische Fachfirma mit einer archäologischen Baubegleitung zu beauftragen.
 
Dies bedarf zusätzlich einer Erlaubnis der Oberen Denkmalschutzbehörde beim Kreis Düren nach § 13 DSchG19. Inhalt der Erlaubnis sind sowohl der Oberbodenabtrag durch Abziehen mittels Bagger mit Böschungslöffel (glatte Schneide), als auch Erdarbeiten z.B. für die Herrichtung der Fundamente.
3.6.2
Sofern im Bereich der Kranstellflächen und Zuwegungen ein Oberbodenabtrag erforderlich wird, hat auch dieser ausschließlich unter archäologischer Fachaufsicht nach Maßgabe einer Erlaubnis nach §13 DSchG19 zu erfolgen.

3.6.3
Die archäologische Baubegleitung ist auch bei Leitungsverlegungen zu gewährleisten, sofern diese in offener Bauweise erfolgen. Bei Verlegung der Leitungen im Pflugverfahren ist die archäologische Baubegleitung nicht erforderlich. 

3.6.4
Auftretende archäologische Befunde und Funde sind nach Maßgabe der Erlaubnis gemäß §13 DSchG19 fachgerecht zu untersuchen, bergen und dokumentieren.
3.7
Verkehrsrecht
3.7.1
Die verkehrsrechtliche Zustimmung verliert ihre Gültigkeit, sobald die Baumaßnahmen, d.h. die Errichtung der Windenergieanlagen WEA 1, 2, 3, 4 und 5 abgeschlossen sind und der ausgebaute Einmündungsbereich in seinen vorherigen Zustand zurückversetzt wurde.
3.7.2
Vom Straßeneigentum der Bundesstraße B 265 dürfen keine Arbeiten an der Baumaßnahme ausgeführt werden. Auch das Aufstellen von Geräten und Fahrzeugen und das Lagern von Baustoffen, Bauteilen, Boden- und Aushubmassen oder sonstigen Materialien sind auf Straßeneigentum nicht zulässig.

3.7.3
Schmutz- und Abwasser – auch in geklärtem Zustand – sowie sonstiges gesammeltes Wasser dürfen dem Straßeneigentum der Bundesstraße B 265 weder unmittel- noch mittelbar zugeleitet werden.

3.7.4
Wird die Bundesstraße B 265 aufgrund der Bautätigkeit auf dem Grundstück verunreinigt, ist diese Verunreinigung ohne Aufforderung unverzüglich zu beseitigen; andernfalls kann der Straßenbaulastträger die Verunreinigung auf Kosten des Bauherrn beseitigen oder beseitigen lassen.

3.7
Sonstiges

3.7.1
Die Inbetriebnahme der Anlagen, ist dem Kreis Düren, Umweltamt, mindestens 2 Wochen vorher schriftlich anzuzeigen.

3.7.2
Jeder Betreiberwechsel der Windenergieanlagen ist der zuständigen Überwachungsbehörde (Umweltamt des Kreises Düren) anzuzeigen.

3.7.3
Die Anlagen sind hinsichtlich der Standortkoordinaten und der Gesamthöhe nach Errichtung einzumessen. Eine Kopie des Berichts ist dem Landrat des Kreises Düren, Umweltamt innerhalb von drei Wochen nach Abschluss der Einmessung vorzulegen.

 3.7.4
Jede Windanlage ist im Bereich des Eingangs mit einem wetterbeständigen Schild oder vergleichbarer Kennzeichnung zu versehen (mindestens 30 x 30 cm) auf dem mindestens die Kennnummer des Kreises Düren und die jeweiligen Standortkoordinaten enthalten sind.

Die Kennnummern des Kreises Düren, werden nach der Baubeginnanzeige dem Antragsteller mitgeteilt.
4.
Hinweise:

4.1
Die im vorliegenden Bescheid aufgeführten Rechtsvorschriften sind auf die zur Zeit der Bescheiderteilung jeweils geltenden Fassung bezogen, es sei denn, dass ausdrücklich etwas anderes aufgeführt ist.

4.2
Der Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG1 nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.

4.3
Auf die Verpflichtung zur Vorlage der Bescheinigungen über die stichprobenhaften Kontrollen während der Bauausführung gem. § 82 Abs. 4 BauO NRW4 wird hingewiesen.

4.4
Nach § 53 BauO NRW4 ist vor Baubeginn nach § 56 BauO NRW4 eine qualifizierte Bauleiterin oder ein qualifizierter Bauleiter zu benennen, der über eine ausreichende Sachkunde und Erfahrung verfügt.

4.5
Die mittelbare Erschließung über die Bundesstraße B 265 löst mit Baubeginn eine gebührenpflichtige Sondernutzung nach § 8 FStrG aus. Die mittelbare Erschließung wird ausschließlich für die Zeit der Bauphase zur Errichtung der Anlagen zugelassen. Hierüber ergeht ein gesonderter Bescheid.

4.6
Vor Baubeginn sind der Straßenbauverwaltung detaillierte Planunterlagen zum Ausbau des Einmündungsbereiches vorzulegen. Diese und alle Arbeiten sind vor Baubeginn mit der Straßenbaubehörde und der Straßenmeisterei Schleiden abzustimmen.

4.7
Nach Abschluss der Baumaßnahme ist der Einmündungsbereich des Wirtschaftsweges auf die Bundesstraße B 265 zurückzubauen und in den vorherigen Zustand zu versetzen.

4.8
Eventuell notwendige anderweitige Erlaubnisse oder Genehmigungen in Bezug auf Straßenbaumaßnahmen sind vom Veranlasser einzuholen und vorzulegen. Alle zum Schutz der Straße und des Straßenverkehrs erforderlichen Vorkehrungen sind zu treffen. Baustellen sind abzusperren und zu kennzeichnen. Hierzu wird auf § 45 Abs. 6 Straßenverkehrsordnung (StVO) verwiesen.

4.9
Bezüglich der Erschließung zur Bundesstraße ist neben der Lage der Zuwegung und deren Abwägung aus verkehrlicher Sicht auch bei einer evtl. notwendigen vorübergehenden Versiegelung eines Teilgrundstückes im Straßenbereich die Genehmigung oder Zustimmung gem. Landschaftsgesetz zu prüfen und ggfs. einzuholen.

4.10
Bezüglich des Bodendenkmalschutzes wird auf die §§ 15, 16 DSchG19 verwiesen. Demnach ist bei Auftreten archäologischer Bodenfunde oder Befunde die Stadt Heimbach als Untere Denkmalschutzbehörde oder das LVR - Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425/9039-199, unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu halten. Die Weisung des LVR – Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.
4.11
Die Denkmalbehörden und Denkmalpflegeämter sind gemäß §28 Absatz 2 DSchG19 berechtigt, das Grundstück zu betreten und die Einhaltung der Denkmalschutzvorgaben zu überprüfen.
IV.
Begründung
1.
Vorhabenbeschreibung

Mit Datum vom 27.2.19 reichte die Wind Repowering GmbH & Co KG, Jülicher Str. 10-12, 41812 Erkelenz den Genehmigungsantrag zur Errichtung und zum Betrieb von 5 Windkraftanlagen in der Stadt Heimbach ein. 

Die Windenergieanlagen werden auf den unter Kapitel I, Genehmigung, aufgeführten Grundstücken errichtet. Bei den Anlagen handelt es sich um 5 Anlagen des Typs Nordex N149 mit folgenden technischen Daten:


Nennleistung



4,5 MW


Rotordurchmesser


149,1 m


Nabenhöhe



125 m


Gesamthöhe



199,55 m

Die Antragsunterlagen enthalten die nach der 9. BImSchV und den Verwaltungsvorschriften zum Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG erforderlichen Darlegungen und Formblätter sowie gutachterliche Stellungnahmen zu folgenden Themen:


-
UVP-Bericht (Umweltverträglichkeitsstudie)


-
Artenschutzprüfung


-
Landschaftspflegerischer Begleitplan


-
Schallimmissionsprognose



-
Schattenwurfprognose


-
Typenprüfung, Standsicherheitsnachweis


-
Turbulenzgutachten


-
Anlagenspezifisches Brandschutzkonzept


-
Denkmalschutz

Die Anlagen befinden sich innerhalb der mit der 12. Änderung des Flächennutzungsplan "Konzentrationszonen für Windkraftanlagen", der Stadt Heimbach ausgewiesenen Konzentrationszone Vlatten.

2.
Genehmigungsverfahren
Windenergieanlagen mit einer Höhe von mehr als 50 m sind in der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) im Anhang 1 unter der Ziffer 1.6.2 aufgeführt. 

Windenergieanlagen sind unter der Bezeichnung "Windfarm" auch in Ziffer 1.6 der Anlage 1 zum Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz aufgeführt. Für Windfarmen von 3 bis weniger als 6 Anlagen ist eine standortbezogene und für 6 bis weniger als 20 Anlagen ist eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. Ab 20 Anlagen besteht eine generelle Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung.

Der Antragsteller beantragte gemäß §7 Abs.3 UVPG die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung sowie gemäß § 19 Abs. 3 BImSchG ein Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung.

Die Vorprüfung nach § 7 Abs.1 und 2 UVPG konnte entfallen, da die UVP hier als zweckmäßig erachtet wurde.

Die Information der Öffentlichkeit erfolgte in der Tagespresse, per Aushang und im Internet. Die Antragsunterlagen wurden in der Stadt Heimbach und der Kreisverwaltung Düren in der Zeit vom 15. April bis 15. Mai 2019 zur Einsichtnahme ausgelegt. Des Weiteren wurden die Antragsunterlagen auf der Internet Seite des Kreises Düren sowie dem UVP-Internetportal NRW veröffentlicht. Einwendungen konnten bis zum 15. Juni 2019 eingereicht werden. Es wurden 387 Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben. 

Im Einzelnen wurde das Vorhaben unter Beteiligung der zuständigen Behörden auf seine Übereinstimmung mit folgenden Vorschriften überprüft:

-
Bundes-Immissionsschutzgesetz einschließlich Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften



-
Vorschriften zum Arbeitsschutz



-
Vorschriften zum Abfallrecht



-
Vorschriften zum Bau- und Planungsrecht



-
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz



-
Brand- und Explosionsschutz



-
Luftverkehrsrecht (zivil und militärisch)



-
Natur- und Artenschutzrecht



-
Denkmalschutzrecht

Das Verfahren für die Entscheidung über den Antrag wurde nach den §§ 10 ff. BImSchG und nach der 9. BImSchV durchgeführt.

Nach Eingang des Antrags wurde dieser auf Vollständigkeit geprüft. Die Vollständigkeit gemäß § 7 der 9. Verordnung zum BImSchG konnte mit Schreiben vom 6.3.2019 bestätigt werden.

Bezüglich der Darstellung der Einwendungen von Dritten und deren Würdigung wird auf die Ziffer 4 dieses Kapitels verwiesen. Bezüglich der Abwägung und Bewertung der Umweltauswirkungen wird auf die Ziffern 5 bis 8 dieses Kapitels verwiesen.

Folgende Stellen wurden im Verfahren beteiligt:

· Landrat des Kreises Düren

- Untere Landschaftsbehörde

- Untere Bodenschutzbehörde

- Untere Abfallwirtschaftsbehörde

- Untere Wasserbehörde

- Amt für Recht, Bauordnung und Wohnungswesen 

· Bezirksregierung Köln

- Dezernat 55 (Arbeitsschutz)

· Bürgermeister der Stadt Heimbach

· Bürgermeister der Nachbarkommunen Zülpich und Mechernich 

· Bezirksregierung Düsseldorf

- Luftfahrtbehörde

· Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr

· Landschaftsverband Rheinland

- Amt für Bodendenkmalpflege

- Amt für Denkmalpflege

· Landesbetrieb Straßen

· Landesbüro der Naturschutzverbände

Von den vorgenannten Stellen hatten das Landesbüro der Naturschutzverbände, die Bürgermeister der Stadt Zülpich und der Stadt Mechernich Bedenken bzw. Einwendungen gegen das Vorhaben vorgebracht.
Die Stadt Heimbach hatte das Einvernehmen nach § 36 BauGB verweigert.
Von den anderen beteiligten Stellen wurden keine Bedenken gegen das Vorhaben vorgebracht oder konnten im Laufe des Verfahrens ausgeräumt werden. 
Vorgeschlagene Nebenbestimmungen wurden übernommen, soweit sie nicht durch Gesetze oder Verordnungen vorgegebene Regelungen enthielten oder bereits im Rahmen der Bauleitplanung abschließend berücksichtigt wurden.
3.
Ersetzung des Einvernehmens gemäß § 36 Abs.2 BauGB 

Mit Schreiben vom 15.03.2019 wurde die Stadt Heimbach um Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 BauGB7 gebeten.

Dieses wurde am 17.05.2019 form- und fristgerecht verweigert.

Mit Schreiben vom 10.10.2019 hat die Antragstellerin sich zu den seitens der Stadt Heimbach vorgebrachten Argumenten geäußert und eine Stellungnahme zur Wirtschaftlichkeit vorgelegt, die darlegt das die Voraussetzung für eine Ausnahme von der im FNP festgesetzten Höhenbegrenzung im Einzelfall vorliegt.

Daraufhin wurde die Stadt Heimbach mit Datum vom 03.03.2020 erneut angeschrieben und um Mitteilung gebeten, ob mit der Stellungnahme zur Wirtschaftlichkeit der geforderte Nachweis für eine Ausnahme von der im FNP festgesetzten Höhenbegrenzung im Einzelfall erbracht wurde. 

Außerdem wurde die Stadt Heimbach darauf hingewiesen, dass auch  die ansonsten vorgetragenen Belange  nicht zu einer rechtmäßigen Verweigerung des Einvernehmens führen und sich diese im Rahmen der Abwägung auch nicht als unüberwindbare Genehmigungshindernisse erweisen werden.

Daher wurde der Stadt Heimbach Gelegenheit gegeben, die Entscheidung zu überdenken und um Mitteilung gebeten, ob das gemeindliche Einvernehmen unter Berücksichtigung der o.g. Ausführungen nunmehr erteilt wird.

Dafür wurde eine Frist von 2 Monaten gewährt, die auf Antrag bis zum 31.07.2020 verlängert wurde.

Mit Schreiben vom 31.07.2020 hat die Stadt Heimbach bestätigt, dass das gemeindliche Einvernehmen weiterhin versagt wird.

Eine Prüfung der seitens der Stadt Heimbach vorgebrachten Argumente ergab, dass die Versagung des Einvernehmens inhaltlich nicht begründet und das insoweit rechtswidrig versagte Einvernehmen zu ersetzen ist.

Am 07.10.2020 wurde die Stadt Heimbach gemäß § 73 Abs. 4 BauO NRW 20184 zur beabsichtigten Ersetzung des Einvernehmens angehört und ihr gleichzeitig Gelegenheit gegeben, erneut über das gemeindliche Einvernehmen zu entscheiden. 

Mit Schreiben vom 28.10.2020 bekräftigt die Stadt Heimbach ihre Entscheidung, dass das gemeindliche Einvernehmen versagt wird.
Das durch die Stadt Heimbach versagte Einvernehmen ist zu ersetzen.

Diese Entscheidung wird wie folgt begründet:

1. Flächennutzungsplan

Die Stadt Heimbach führt aus, dass der geltende Flächennutzungsplan i.d.F. der 12. Änderung dem Vorhaben hinsichtlich der darin enthaltenen Höhenbegrenzung entgegenstehen würde und die Voraussetzungen für eine mögliche Ausnahme nicht dargelegt wären.

a) Ausnahme von der Höhenbegrenzung im FNP

In den textlichen Darstellungen des v.g. FNP ist unter Nr. 1 aufgeführt, dass die Bauhöhe der WEA bis zur drehenden Spitze bezogen auf das Ursprungsgelände 75 m nicht überschreiten darf. Von der festgelegten Maximalhöhe kann im Einzelfall abgewichen werden, wenn aufgrund eines Windgutachtens dargelegt wird, dass einzelne Anlagen nicht wirtschaftlich betrieben werden können.

Die Antragstellerin hatte mit Schreiben vom 10.10.2019 eine Stellungnahme zur Wirtschaftlichkeit vorgelegt. Die Rödl & Partner GbR kommt in ihrem Bericht vom 01. August 2019 zu dem Ergebnis, "dass eine wirtschaftliche Umsetzung des geplanten Repowering-Vorhabens unter dem Ansatz von Windenergieanlagen mit einer Höhe von ca. 100 Metern nicht möglich ist."

Auch die Tatsache, dass alle derzeit vorhandenen WEA höher als 75 m sind und somit in der Vergangenheit stets von der Ausnahmebestimmung Gebrauch gemacht wurde,  bedeutet, dass ein wirtschaftlicher Betrieb nur bei Anlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 75 m in Betracht kommt.

Da  plausibel dargelegt wird, dass ein wirtschaftlicher Betrieb von Windenergieanlagen mit niedrigen Höhenbegrenzungen, wie hier von 75 m, nicht möglich ist,  sind im vorliegenden Fall die Voraussetzungen einer Ausnahmergelung erfüllt.

Es ist davon auszugehen, dass – wenn ein Ermessensspielraum angenommen wird - überwiegende Gründe für eine Ermessensreduzierung auf Null dahingehend vorliegen, dass von der Höhenbegrenzung abgewichen werden muss.

b) Die Höhenbegrenzung als öffentlicher Belang

Sofern man davon ausgeht, dass es sich bei der Höhenbegrenzung um eine wirksame Darstellung im FNP handelt,  entfaltet diese die Wirkung eines öffentlichen Belangs im Sinne des § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB7. 

Als ein solcher öffentlicher Belang könnte die Höhenbegrenzung zwar einem privilegierten Außenbereichsvorhaben im Sinne von § 35 Abs. 1 BauGB entgegenstehen, allerdings müsste sich dieser Belang im Rahmen einer nachvollziehenden Abwägung bewähren.

Bei dieser Abwägung ist  zu berücksichtigen, dass eine Neugenehmigung für eine Windenergieanlage mit einer Gesamthöhe von 75 m in diesem Bereich aus wirtschaftlichen Gründen ausscheiden wird.

Es spricht überwiegendes dafür, dass sich die Höhenbegrenzung nicht bewährt und der öffentliche Belang im Rahmen einer nachvollziehenden Abwägung überwunden wird.

c) Funktionslosigkeit des FNP

Nach Prüfung der Sach- und Rechtslage kommt die Genehmigungsbehörde zu dem Ergebnis, dass der FNP hinsichtlich der Höhenbegrenzung offensichtlich funktionslos geworden ist. 

Nach derzeitigem Erkenntnisstand ist davon auszugehen, dass bei einer Gesamthöhe von nur 75 m in der heutigen Zeit kein wirtschaftlicher Betrieb von Windenergieanlagen im Binnenland möglich ist

Zudem ist das Ziel des Repowerings, die Altanlagen gegen modernere Anlagen mit größerer Leistungsfähigkeit auszutauschen, um eine höhere Rentabilität zu erzielen und die Ressource "Wind" effektiver auszunutzen.

Auch die bereits bestehenden Windräder weisen eine Höhe auf, die deutlich über der 75 m Marke liegt. 

Zusammenfassend kommt die Genehmigungsbehörde daher zu dem Ergebnis, dass die Versagung des Einvernehmens unter Bezugnahme auf den Flächennutzungsplan nicht begründet ist.

2. Denkmalschutz, Landschaftsbild und Erholungswert

Seitens der Stadt Heimbach wurde eine "erhebliche Beeinträchtigung sensorieller Art" auf diverse Baudenkmäler und eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes geltend gemacht.

Laut den vorliegenden Stellungnahmen der im Verfahren beteiligten Fachämter, ist diese Einschätzung nicht zutreffend.

- Denkmalschutz

Im Verfahren wurde der LVR -Amt für Denkmalpflege im Rheinland- beteiligt. Aufgrund der Nachforderungen des LVR wurde das Denkmalgutachten ergänzt. Die erneute Prüfung durch den LVR ergab, dass durch das Vorhaben keine erhebliche Beeinträchtigung der nach DSchG schützenswerten Denkmäler verursacht wird.

Mit Schreiben vom 25.05.2020 hat die Stadt Heimbach wegen ihrerseits befürchteter Beeinträchtigungen sensorieller Art aussagekräftige Visualisierungen gefordert. 

Die Antragstellerin hat  daraufhin mitgeteilt, dass sie nach Prüfung durch ihren Rechtsbeistand weder Verpflichtung noch Notwendigkeit zur Ergänzung der bereits vorliegenden Unterlagen sieht. Begründet wird dies damit, dass in der Stellungnahme des LVR vom 13.11.19 ausdrücklich keine Bedenken gegen das Vorhaben vorgebracht wurden. 

Anlässlich einer telefonischen Rücksprache mit dem LVR bestätigt der für die denkmalrechtliche Bewertung zuständige Sachbearbeiter, Herr Dr. Braun, dass seine Stellungnahme vom 13.11.2019 abschließend sei und denkmalrechtliche Belange dem Vorhaben nicht entgegenstehen würden. 

Die in der ursprünglichen Stellungnahme gewünschte Visualisierung wurde durch eine Begehung vor Ort ersetzt. Weitere Unterlagen sind aus fachtechnischer Sicht des Denkmalschutzes nicht erforderlich.

Mit E-Mail vom 06.07.2020 hat Herr Dr. Braun dies auch nochmals schriftlich bestätigt.

-Landschaftsbild

Zum o.g. Antrag auf Genehmigung von fünf Windenergieanlagen in Heimbach-Vlatten sind zu den Belangen von Natur und Landschaft sowie zum Artenschutz umfangreiche Gutachten erarbeitet und im Umweltbericht zusammengefasst worden.

Die Belange von Natur und Landschaft sowie die des Artenschutzes sind anhand der v.g. Gutachten ordnungsgemäß ermittelt worden. Die Maßgaben aus den Gutachten zur Berücksichtigung der betroffenen Belange sind bei der Planung berücksichtigt worden.

Zum Ausgleich für die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes, ist gemäß § 31 Abs. 4 und 5 des Landesnaturschutzgesetz NW (LNatSchG-NRW)21 i.V. mit dem Verfahren zur Landschaftsbildbewertung im Zuge der Ersatzgeld-Ermittlung für Eingriffe in das Landschaftsbild durch den Bau von Windenergieanlagen in NRW" ein Ersatzgeld zu zahlen. Die Höhe des Ersatzgeldes wurde im landschaftspflegerischen Begleitplan korrekt ermittelt. 

Die Versagung des Einvernehmens ist daher auch unter diesem Aspekt nicht begründet.

3. Lärmschutz

Die Stadt Heimbach befürchtet, dass die mit dem Antrag vorgelegten Lärmprognosen nicht zutreffend und fehlerhaft seien, so dass die maßgeblichen Immissionswerte überschritten würden.

Bezüglich der Schallimmissionen ist eine Anlage genehmigungsfähig, wenn der zuständigen Unteren Immissionschutzbehörde anhand anerkannter Prognoseverfahren belegt wird, dass die nach TA-Lärm zulässigen Richtwerte nicht überschritten werden. 

Der Anlagentyp wurde zwischenzeitlich vermessen. Anhand der Vermessungsberichte wurde die Schallprognose neu berechnet. Die aktualisierte Prognose bestätigt, dass die zulässigen Richtwerte eingehalten werden. Die Prognose wurde entsprechend der gesetzlich vorgegebenen und mehrfach gerichtlich überprüften Methoden erstellt.
Daher ist die Versagung des Einvernehmens auch unter diesem Aspekt nicht begründet.

4. Artenschutz

Die im Verfahren durchgeführte Artenschutzprüfung wurde von der Stadt Heimbach als nicht geeignet bewertet, um die Verbotstatbestände des § 44 (1) BNatSchG auszuschließen.

Dies ist ebenfalls nicht zutreffend.

Die bemängelte Artenschutzprüfung (ASP) ist, wie im Leitfaden zum Artenschutz vorgesehen, durchgeführt worden und bei der Genehmigung von WEA ein verbindlicher Prüfschritt zur Prüfung ob eine WEA aus artenschutzrechtlicher Sicht zulässig ist.

Der Leitfaden wurde per Erlass für die Genehmigungsbehörden als verbindlich eingeführt. Dies wurde auch mehrfach durch Gerichtsentscheidungen bestätigt. 

Die fachtechnische Prüfung ergab, dass die Betroffenheit von Arten, Leitfaden und ASP konform ermittelt wurde und die Anlagen in dieser Hinsicht unter Nebenbestimmung grundsätzlich genehmigungsfähig sind.

Die Versagung des Einvernehmens ist auch unter diesem Aspekt nicht begründet.

5. Standsicherheit

Aufgrund angeblich zu geringer Abstände untereinander zweifelt die Stadt Heimbach die Standsicherheit der Anlagen an. 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Einvernehmen nur aus den sich aus den §§31, 33, 34 und 35 BauGB7 ergebenden Gründen versagt werden darf. Die Frage der Standsicherheit gehört nicht dazu.

Inhaltlich werden die Aspekte der Standsicherheit der WEA vom zuständigen Bauordnungsamt geprüft. Bezüglich der Abstände wegen auftretender Turbulenzen ist zu beachten, dass laut Windenergieerlass auch eine Unterschreitung des 8-fachen Rotordurchmessers möglich ist, wenn anhand eines Turbulenzgutachtens die Standsicherheit nachgewiesen wird. Dem Antrag ist ein solches Gutachten beigefügt, womit nachvollziehbar nachgewiesen wird, dass die Standsicherheit der Anlagen gewährleistet ist.

Daher ist die Versagung des Einvernehmens auch unter diesem Aspekt nicht begründet.

6. Erschließung

Darüber hinaus führt die Stadt Heimbach an, dass anhand der Planunterlagen nicht ersichtlich sei, ob die Erschließung gesichert ist. Gemäß § 35 BauGB7 sind Vorhaben im Außenbereich nur zulässig, wenn eben diese Voraussetzung erfüllt ist.

Aufgrund der Tatsache, dass in dem betroffenen Gebiet schon Windräder stehen, ergibt sich ohnehin, dass eine Erschließung vorhanden ist.

Mit Schreiben vom 25.06.2019 hat  die Antragstellerin der Stadt Heimbach ein Angebot für einen Gestattungsvertrag für die Wegenutzung vorgelegt.

Darin verpflichtet sie sich, "…. das vorhandene Wegenetz im Erschließungsgebiet auf eigene Kosten für eine wegemäßige Erschließung der Windenergie-Anlagenstandorte auszubauen und zu erweitern."

Nach herrschender Meinung gilt folgendes:

"Die Erschließung muss nicht notwendig von der Gemeinde, sondern darf auch durch den Bauherren oder einen Dritten vorgenommen werden. Von einer gesicherten Erschließung ist nicht erst dann auszugehen, wenn der Bauinteressent oder Dritte die Erschließungsaufgabe vertraglich übernommen hat. Vielmehr genügt es, dass der Gemeinde ein zumutbares Erschließungsangebot vorgelegen hat. Ein solches Angebot hat eine Ersetzungsfunktion."

Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt.

Somit ist auch unter diesem Gesichtspunkt eine Verweigerung des Einvernehmens nicht gerechtfertigt.

Zusammenfassend bleibt somit festzustellen, dass das Einvernehmen zu Unrecht versagt wurde, da keine Gründe i.S. v. § 36 Abs. 2 S. 1 BauGB7 vorliegen, die eine Versagung rechtfertigen würden.

Somit wird das Einvernehmen ersetzt.

Ersetzen des Einvernehmens 

Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB7 kann die nach Landesrecht zuständige Behörde ein rechtswidrig versagtes Einvernehmen der Gemeinde ersetzen. Nach § 73 BauO NRW 20184 hat die Behörde das Einvernehmen zu ersetzen.

Nach überwiegender Meinung ist die Formulierung "kann" im BauGB nicht als Ermessen zu verstehen ist, sondern als Berechtigung ein fehlendes Einvernehmen zu ersetzen.

Zum beantragten Vorhaben der Wind Repowering GmbH & Co KG auf Errichtung und Betrieb von 5 WEA in Heimbach-Vlatten hat die Stadt Heimbach das Einvernehmen rechtswidrig verweigert, so dass es ersetzt werden muss.

Doch selbst wenn das Ersetzen des Einvernehmens im  Ermessen der 
Genehmigungsbehörde stehen würde,  müsste es vorliegend ersetzt werden. 

4.
Einwendungen der Öffentlichkeit und deren Würdigung  
Von der beteiligten Öffentlichkeit (Nachbarschaft und Dritte) hatten 387 Einwender fristgerecht Einwendungen gegen das Vorhaben vorgebracht.
Während des Erörterungstermins am 29. August 2019, in der Jugendhalle Vlatten, wurden die im Genehmigungsverfahren zu berücksichtigenden Einwände diskutiert.

Im Folgenden werden die vorgebrachten Einwände thematisch und ohne Berücksichtigung von Doppelnennungen oder gleichen, bzw. sich überschneidenden Inhalts zusammengestellt und durch die Genehmigungsbehörde gewürdigt.

4.1
Schutzgut Mensch
	Thema
	Mindestabstände 



	Einwendung


	Laut Vorgaben der Landesregierung soll für WEA ein Mindestabstand von 1500m zu reinen und allgemeinen Wohngebieten umgesetzt werden.
 

	Würdigung
	Für konkrete Anlagengenehmigungsverfahren gibt es keinen vorgeschriebenen Mindestabstand. Abstände ergeben sich hier indirekt aus den Anforderungen der TA-Lärm um die Schallrichtwerte einhalten zu können oder eine optischen Bedrängung sicher auszuschließen.

Der 1500m Abstand wurde als Grundsatz der Raumordnung im Regionalplan aufgenommen und soll bei der kommunalen Bauleitplanung von Windvorrangzonen berücksichtigt werden. 
Im vorliegenden Fall handelt es sich zudem um eine rechtmäßig bestehende Vorrangzone. Eine Verpflichtung bestehende Vorrangzonen bzw. die Flächennutzungspläne an die aktuellen Vorgaben des Regionalplans anzupassen, besteht nicht.  


	Thema 
	Menschliche Gesundheit und Lebensqualität allgemein   


	 Einwendung
	Sensible Menschen werden nicht ausreichend geschützt. So werden durch den bestehende Windpark bereits leichte Druckwellen wahrgenommen.

Negative gesundheitliche Auswirkungen durch Emissionen des Windparks führen zu Beeinträchtigung von Kindern, alten Menschen, Behinderten (Lebenshilfe HPZ) und Kranken (Epileptiker).



	Würdigung


	Bei jetzigem Stand der Wissenschaft, ist davon auszugehen, dass bei Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Regelungen und Vorsorgevorschriften auch sensible Menschen in ausreichendem Umfang geschützt sind. 
Die Gewährleistung einer gänzlich unbelasteten Umwelt (ohne Schall, Verschattung oder sonstigen Störwirkungen) ist jedoch nicht Gegenstand fachrechtlicher Vorgaben und kann somit in einem Genehmigungsverfahren nicht als Beurteilungsmaßstab zugrunde gelegt werden. Grundsätzlich hat der Gesetzgeber die Einwirkungen auf objektive Durchschnittsanwohner zum Maßstab gemacht.


	Einwendung
	Die geplanten Anlagen verursachen Angst. Es wird auf das Recht der körperlichen Unversehrtheit bestanden.

 

	Würdigung
	Das individuelle Angstempfinden entzieht sich einer objektiven Beurteilung und kann nicht als Beurteilungsmaßstab zugrunde gelegt werden.


	Einwendung
	Der Verlust an Lebens-/Wohn- und Erholungsqualität wird befürchtet. Die Identität des dörflichen Umfeldes geht verloren.
Die Windräder machen aus Dörfern einen Industriepark.


	Würdigung
	Da die WEA in einer seit 2000 bestehenden und genutzten Windvorrangzone errichtet werden, gilt dieser Belang mit dem damaligen Bauleitplanverfahren der Stadt Heimbach als abgewogen und kann im konkreten Genehmigungsverfahren nicht berücksichtigt werden, da die Fläche als grundsätzlich geeignet zur Nutzung der Windenergie zu werten ist.


	Thema
	Schall

- Infraschall

	Einwendungen
	Durch Windkraftanlagen verursachter Infraschall beeinträchtigt die Gesundheit. 


	Würdigung
	Es gibt bisher keine belastbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse, die belegen, dass von WEA Infraschallemissionen ausgehen, die beim Menschen zu schädlichen Wirkungen führen.

Derzeitige Studien hierzu sind wissenschaftlicher Diskurs und haben keine Bindungswirkung für Behörden.

Zum Thema "Infraschall" wurde vom Umweltministerium des Landes NRW, ein Faktenpapier veröffentlicht, welches Beeinträchtigungen durch WEA-Infraschall ebenfalls verneint.

Der Windenergie-Erlass NRW vom 22. Mai 2018, führt hierzu folgendes aus:

" Windenergieanlagen erzeugen in Abhängigkeit von Windstärke und Windrichtung Geräuschemissionen die auch Infraschallanteile beinhalten. Nach aktuellem Kenntnisstand liegen die Infraschallimmissionen selbst im Nahbereich bei Abständen zwischen 150 und 300 m deutlich unterhalb der menschlichen Wahrnehmungsschwelle. Nach heutigem Kenntnisstand konnte unterhalb dieser Schwelle bisher kein Nachweis einer negativen gesundheitlichen Auswirkung durch Infraschall erbracht werden. Wissenschaftliche Studien zeigen, dass Infraschall nur dann gesundheitliche Folgen haben kann, wenn Menschen ihn hören oder zumindest spüren können. Ob Infraschall wahrgenommen wird, hängt wesentlich von der Frequenz in Kombination mit der Höhe des Schalldrucks ab. Erst bei sehr hohen Schalldruckpegeln, wie sie üblicherweise nicht in der Umgebung von Windenergieanlagen auftreten, entfaltet Infraschall Wirkungen, die das Befinden oder die Gesundheit beeinträchtigen können. Auch unter Berücksichtigung der im November 2016 vom Umweltbundesamt veröffentlichten Broschüre über „Mögliche gesundheitliche Effekte von Windenergieanlagen“ liegen keine Hinweise über chronische Schädigungen vor, die vor dem Hintergrund einer tragfähigen Wirkungshypothese in einem Zusammenhang mit einer Infraschallemission von Windenergieanlagen gebracht werden können. Nach Einschätzung des Umweltbundesamtes stehen daher die derzeit vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse zum Infraschall einer Nutzung der Windenergie nicht entgegen."
Dem schließt sich die Genehmigungsbehörde uneingeschränkt an. 
Diverse VG und OVG Urteile haben ebenfalls bestätigt, dass der WEA induzierte Infraschall unter der menschlichen Wahrnehmungsschwelle liegt und nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse nicht zu Gesundheitsgefahren führt (z.B. Beschluss des OVG NRW vom 14. Oktober 2019, AZ: 8 A 2172/16). 
 

	Thema
	Schall

- Schallimmissionsprognose


	Einwendung
	Bei den Anlagen handelt es sich um Prototypen, die noch nicht vermessen sind. Das Gutachten ist nur eine Prognose die auf Herstellerangaben beruht. Die tatsächlichen  Schallbelastungen sind nicht bekannt. 
       

	Würdigung 
	Dass WEA-Typen beantragt werden, für die zum Zeitpunkt des Antrags noch kein Vermessungsbericht vorliegt, ist keine Besonderheit sondern gängige Praxis.

In den aktuell gültigen und per Erlass als verbindlich eingeführten LAI-Hinweisen zum Schallimmissionschutz bei WKA, Stand 30.6.2016, ist die behördliche Vorgehensweise in solchen Fällen vorgegeben (LAI Hinweise unter Nr. 1.1 a), 3. a) und 4.2)

Demnach ist es zulässig, mit den Angaben des Herstellers die Prognose zu erstellen. 

In diesem Fall werden nicht die üblichen Zuschläge (Serienstreuung, Typvermessung) verwendet, da für die Anlage eine Abnahmemessung erforderlich ist.
Bis zur Abnahmemessung darf die WEA in der Nachtzeit nicht betrieben werden. 
Ebenfalls zulässig ist die rechnerische Annahme des Gutachters, dass bis zur Inbetriebnahme mindestens ein Messbericht der Behörde vorgelegt wird, und das Gutachten daher mit den Zuschlägen für einfach vermessene Anlagen erstellt wird.

In diesem Fall wird in der Genehmigung ebenfalls die Bedingung festgesetzt, dass die Anlage bis zur Vorlage eines Messberichtes und einer zugehörigen Neuprognose, nachts nicht betrieben werden darf. 

Zwischenzeitlich wurde der Anlagentyp im beantragten Mode 5 einfach vermessen. Mit Schreiben vom 29.7.2019 wurde durch den Gutachter, IEL GmbH Aurich, eine ergänzende Schalltechnische Berechnung, IEL Stellungnahme Nr. 4243-19-L1 01 02,  mit den Daten des Vermessungsberichtes eingereicht. 

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass der jeweils zulässige Immissionsrichtwert durch den Beurteilungspegel der Gesamtbelastung an allen Immissionspunkten um mindestens 1 dB unterschritten wird.

Des Weiteren zeigte sich, dass sich die Beurteilungspegel durch das geplante Repowering an allen Immissionspunkten gegenüber den durch die derzeit vorhandenen WEA verursachten, verringern.
 

	Einwendung
	Die Berechnung erfolgte für den reduzierten Betrieb Mode 5 bei 4.000 kW:

· Anlagen haben aber eine Nennleistung von 4.500 kW, daher ist eine Berechnung mit Mode 0 (Volllast) erforderlich.

· Es ist nicht nachvollziehbar, warum die WEA nur mit 4.000 kW betrieben werden.

· Es fehlen Angaben wie die Schall-/Leistungsreduzierung gewährleistet wird.

        

	Würdigung
	Es ist gängige und gerichtlich überprüfte Praxis, dass WEA z.B. für die lärmsensible Nachtzeit, im reduzierten Betrieb beantragt werden. In der Genehmigung wird dann die Schallleistung bei dieser Betriebsweise festgeschrieben. Eine Abweichung von der festgelegten Betriebsweise ist nicht zulässig. 

Die Reduzierung erfolgt hierbei über eine programmierte Blattverstellung, wodurch die Drehzahl verringert wird und somit die Schallleistung sinkt, so dass die zulässigen, prognostizierten Lärmimmissionen eingehalten werden.

Die Anlagen sind mit einer umfangreichen, kontinuierlichen elektronischen Betriebsdatenerfassung ausgestattet, die von der Fernüberwachungszentrale abgerufen werden kann. Die Daten kann die Genehmigungsbehörde anfordern, um den genehmigungskonformen Betrieb zu überwachen.

Dass im vorliegenden Fall die Anlagen auch tagsüber nur reduziert betrieben werden sollen, ist eine betriebswirtschaftliche Entscheidung des Betreibers, die nicht genehmigungsrelevant ist. Laut Betreiber wurde diese Betriebsweise gewählt, da hierdurch eine längere, wartungsärmere Lebensdauer erwartet wird, als wenn die Leistung der Anlagen voll ausgelastet würde.



	Einwendung
	Die Sicherheitszuschläge der Prognose sind willkürlich.


	Würdigung
	Die Sicherheitszuschläge wurden entsprechend den Vorgaben des Windenergie-Erlasses vom 22. Mai 2018, sowie der LAI-Hinweisen zum Schallimmissionschutz bei WKA, Stand 30.6.2016, vergeben. 



	Einwendung
	Die Bodendämpfung wurde mit Agr = – 3dB(A) in der Berechnung angesetzt. Bodendämpfung darf aber nach neuen Verfahren nicht mehr berücksichtigt werden.


	Würdigung
	Entsprechend dem anzuwendenden Interimsverfahren zur Prognose der Geräuschimmissionen von Windkraftanlagen, Fassung 2015-05.1, Kapitel 4.2 Schallausbreitung, wurde im Gutachten die Bodendämpfung mit Agr = – 3 dB(A) angesetzt. 
Wird dieser negative Wert in die Schallausbreitungsgleichung eingesetzt, führt dies aufgrund des negativen Vorzeichens zu einem Zuschlag von 3 dB(A) auf das Berechnungsergebnis.
Dieser Wert führt somit nicht zu einer unzulässigen Verminderung der prognostizierten Schallimmissionen.


	Einwendung
	Die Wetterbedingungen und Geländestruktur werden nicht berücksichtigt:

· Prognose beruht auf Volllast bei Windgeschwindigkeiten von 10m/s, bei höheren Windgeschwindigkeiten sind höhere Schallemissionen zu erwarten.

· Schallausbreitung wurde nur für Luftfeuchtigkeit 70% und Temperatur 10 Grad C berechnet

· Geländestruktur wurde nicht berücksichtigt, Anlagen stehen auf einer Anhöhe. Hohe Anlagen verbreiten den Schall weiter, als niedrige Anlagen.    

 

	Würdigung
	· Die maximale Nennleistung wurde in Messungen bei 10 m/s im relevanten Mode 5 ermittelt. Durch Veränderungen an den Rotorblättern (Pitch-Verstellung) wird die für die Schallleistung maßgebliche Rotordrehzahl bei höheren Windgeschwindigkeiten konstant gehalten. Somit bleibt auch die Schallleistung konstant und steigt nicht über den der Prognose zugrundeliegenden Wert.

· Es ist Vorgabe der einschlägigen Regelwerke, dass zur Berechnung der Luftabsorption die Luftdämpfungskoeffizienten α nach Tabelle 2 der DIN ISO 9613-2 [2] für die relative Luftfeuchte 70 % und die Lufttemperatur von 10( C anzusetzen sind. 

· Bzgl. der Schallminderung über die Strecke, spielt die Höhe der sog. Punktquelle keine Rolle, die Minderung über die Strecke erfolgt gemäß den gleichen physikalischen Gesetzgebungen. Große Höhen der Schallquellen über dem Boden hatten aber zur Folge, dass die bis 2016 anzusetzende Bodendämpfung ggf. zu hoch war. Mit Einführung der bereits genannten LAI-Hinweise und der Anwendung des sogenannten Interimsverfahrens wurden die Berechnungsmethoden diesem Umstand angepasst. Die Prognose erfolgte entsprechend diesen aktuellen Methoden.
 

	Einwendung 
	Laut Gutachten werden Sonntags höhere Schallwerte angenommen als Werktags. 


	Würdigung
	Gemäß TA-Lärm sind an Sonn- und Feiertagen gegenüber Werktagen mehr Zeiten mit einem Zuschlag für Tageszeiten mit erhöhter Empfindlichkeit zu berücksichtigen. 
Dieser Zuschlag wurde bei der Berechnung der Sonn- und Feiertags Immissionen der Schallleistung der WEA zuaddiert.          


	Einwendung
	Es wurden nicht alle möglichen bzw. zu wenige Immissionsorte berechnet.


	Würdigung
	Grundsätzlich ist der, der Schallquelle am nächsten gelegene Immissionsort, der mit der höchsten Belastung. Werden hier die zulässigen Richtwerte eingehalten, ist davon auszugehen, dass bei weiter entfernten Orten die Richtwerte ebenfalls eingehalten werden. Wesentlichster Faktor der Schallminderung ist die Entfernung. Es bringt daher keinen Erkenntnisgewinn, wenn alle Immissionsorte berechnet werden, sondern exemplarische und repräsentative IO.
Immissionsorte, die außerhalb des (Schall-) Einwirkbereiches gemäß TA-Lärm liegen, brauchen in der Prognose nicht berücksichtigt werden.


	Einwendung
	Der geplante Schallschutzwall zwischen Weberquartier und B265 wirft den Schall der Windenergieanlagen zurück ins Neubaugebiet.


	Würdigung
	Der Schallschutzwall ist auf Grund seiner Oberfläche und seiner Schräge nicht geeignet, schädliche Schallreflexionen zu erzeugen. 

Zudem geht aus dem Schallimmissionsraster für die Gesamtbelastung hervor, dass im Planbereich des Bebauungsplanes Nr. F 4 die Schallimmissionsbelastung bei <35 dB(A) und damit um >5 dB unterhalb des zulässigen IRW liegt.  


	Einwendung
	Die 3 WEA der benachbarten Zone wurden nicht als Vorbelastung berücksichtigt.



	Würdigung
	Die Vorbelastung durch die 3 WEA wurde im Gutachten berücksichtigt. Sonstige noch zu berücksichtigende Vorbelastungen waren nicht vorhanden. Lärmbelastung durch Straßenverkehr ist gemäß TA-Lärm nicht als Vorbelastung zu berücksichtigen.
Während des Erörterungstermin wurde als potentielle Vorbelastung noch eine Saatgutproduktion in Vlatten genannt, die im Gutachten nicht berücksichtigt war.

Laut ergänzender Stellungnahme des Schallgutachters, IEL GmbH, vom 20.9.20, stellt der Betrieb aufgrund der Betriebszeiten für die maßgebliche Nachtzeit keine Vorbelastung dar.        



	Einwendung
	Die Zuordnung einiger Immissionsorte zum Gebietscharakter sind teilweise falsch. Es handelt sich faktisch um Wohngebiete und nicht um Misch- oder Dorfgebiet. 


	Würdigung
	Die Zuordnung der jeweiligen IO zum Gebietscharakter ist nicht fehlerhaft. Grundsätzlich sind die jeweiligen Gebietsausweisungen in den Bebauungsplänen für die Einstufung maßgeblich.

Die im Schallgutachten untersuchten Immissionspunkte in der Ortschaft Berg befinden sich gemäß Flächennutzungsplan in einer "gemischten Baufläche" und sind somit mit einer Schutzbedürftigkeit von "Misch-Dorfgebieten" und einem nächtlichen Immissionsrichtwert von 45 dB(A) zu berücksichtigen. 
Ungeachtet dessen wird in der Ortschaft Berg laut Prognose der Richtwert für eine reines Wohngebiet eingehalten.

Beim nördlichen Bereich von Hergarten handelt es sich um gemischte Bauflächen. Der Geltungsbereich des B-Planes Nr. E2 der Stadt Heimbach, welcher eine "WA-Nutzung" festsetzt, befindet sich bereits außerhalb des Einwirkungsbereiches. 
Die Straße "Am Burgpark", Vlatten, befindet sich innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. F2 "Im Bruch" der Stadt Heimbach. Hier ist eine Nutzung als "Allgemeines Wohngebiet (WA)" festgesetzt.


	Einwendung 
	Der nach TA-Lärm zulässige Nachtrichtwert von 45 dB(A) für Dorf-/Mischgebiete ist zu hoch. Bei dieser Belastung ist kein gesunder Schlaf möglich.

	Würdigung
	Grundsätzlich hat ein Betreiber aus immissionsschutzrechtlicher Sicht das Recht, die zulässigen Werte voll auszuschöpfen. 

Die Genehmigungsbehörde ist an die Vorgaben der als Stand der Technik eingeführten Regelwerke gebunden. Darüber hinausgehende Anforderungen können nicht gestellt werden.



	Einwendung
	Die neuen Anlagen werden lauter als die vorhandenen, dies führt zu einem permanenten "Lärmteppich"


	Würdigung
	Die vorhandenen Anlagen wurden nach den Prognosemethoden von 2000 genehmigt. Rechnerisch liegen einige damals prognostizierte Immissionswerte unter den aktuell ermittelten Werten. Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass nach den heute anzuwendenden Rechenverfahren höhere Sicherheitszuschläge angesetzt werden und die Bodendämpfung wegfällt, so dass sich rechnerisch höhere Werte ergeben.
Zwischenzeitlich wurde der neu beantragte Anlagentyp im beantragten Mode 5 einfach vermessen. Mit Schreiben vom 29.7.2019 wurde durch den Gutachter, IEL GmbH, Aurich, eine ergänzende Schalltechnische Berechnung, IEL Stellungnahme Nr. 4243-19-L1 01 02, mit den Daten des Vermessungsberichtes eingereicht. 

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass der jeweils zulässige Immissionsrichtwert durch den Beurteilungspegel der Gesamtbelastung an allen Immissionspunkten um mindestens 1 dB unterschritten wird.

Des Weiteren zeigte sich, dass sich die Beurteilungspegel durch das geplante Repowering an allen Immissionspunkten gegenüber den durch die derzeit vorhandenen WEA verursachten, verringern.


	Einwendung
	Laut Windenergieerlass, darf das Repowering nicht zu einer Verfestigung oder Verschlechterung der bestehenden Lärmsituation führen. 


	Würdigung
	Diese Regelung bezieht sich nicht auf die hier vorliegende Situation, sondern auf ältere Windparks, deren Schallimmissionen bereits zu einer Überschreitung der zulässigen Gesamtschallimmissionen an den Immissionsorten beitragen. Werden diese repowert, dürfen die neuen Anlagen nicht mehr zu einer Überschreitung der zulässigen Gesamtbelastung führen. 

Die zulässigen Richtwerte für die Gesamtbelastung dürfen aber auch beim Repowering grundsätzlich voll ausgenutzt werden.



	Thema 
	Körperschall/Erschütterungsimmissionen   


	Einwendung
	Die Anlagen erzeugen Schwingungen, die über das Erdreich in Gebäude und Körper von Lebewesen übertragen werden.

Dort lösen sie erhebliche Befindlichkeitsstörungen, wie Unruhe, Herzrasen, Schwindelgefühl usw. aus.

	Würdigung
	Die LUBW Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg hat am 26.02.2016 den Bericht "Tieffrequente Geräusche inkl. Infraschall von Windkraftanlagen und anderen Quellen" veröffentlicht. Der Bericht ist das Ergebnis eines Messprojekts im Zeitraum 2013-2015.
In diesem Messprojekt wurden auch die von Windenergieanlagen verursachten Erschütterungen untersucht.

Das LUBW kommt in dem Bericht zu dem Fazit, dass die von WEA erzeugten Erschütterungen bereits in weniger als 300 m Abstand von der Anlage soweit abgesunken sind, dass sie sich aus dem überall permanent vorhandenen Grundrauschen nicht mehr herausheben und an Wohngebäuden keine relevanten Erschütterungseinwirkungen zu erwarten sind.
Mit Runderlass vom 4. Oktober 2018 "Messung, Beurteilung und Verminderung von Erschütterungsimmissionen" wurden die LAI-Hinweise zur Messung, Beurteilung und Verminderung von Erschütterungsimmissionen, Stand 6.3.2018, zur Konkretisierung des Schutzanspruches nach § 5 BImSchG eingeführt.
Die in dem Messprojekt ermittelten Schwingungsgeschwindigkeiten unterschreiten bereits in ca. 30m Entfernung von der WEA die in den o.g. LAI-Hinweisen aufgeführten Beurteilungswerte um den Faktor 100.


	Thema
	Schattenwurf/Schlagschatten


	Einwendung

	Im Schattenwurfgutachten sind nicht alle tatsächlichen Immissionsorte berücksichtigt. Neubaugebiete sind trotz Ausweisung im FNP nicht dargestellt.
 

	Würdigung


	Im Gutachten wurden exemplarische Immissionsorte betrachtet. Grundsätzlich gelten die zulässigen Richtwerte für alle Immissionsorte im Einwirkbereich. (S. Gutachten Seite 18 Hinweis)



	Einwendung
	Das Gutachten unterstellt eine Beschränkung auf 8h Schlagschatten pro Jahr. Bei fünf Anlagen wären das 40h/Jahr.
 

	
	Die im Gutachten ermittelten Schlagschattenzeiten sind die theoretisch/astronomisch möglichen durch alle (geplante und vorhandene) WEA als Gesamtbelastung und nicht die zulässigen Zeiten.

Zulässig ist eine Gesamtbelastung von max. 30 min pro Tag und real in der Summe 8 Stunden pro Jahr. 

Eine entsprechende Nebenbestimmung zum Betrieb wird im Genehmigungsbescheid festgesetzt.



	Einwendung
	Die Programmierung/Funktion der Schlagschattenabschaltung ist zweifelhaft. Eine Kontrolle der zulässigen Schattenwurfzeiten ist nicht möglich.  


	Würdigung 
	Es ist gängiger erprobter Stand der Technik, dass WEA mit einem entsprechendem Abschaltmodul ausgestattet sind, welches mit den astronomischen Daten (Tag, Zeitraum) programmiert wird. Des Weiteren können die WEA mit einem Lichtsensor ausgestattet werden, da bei bedecktem Himmel eine Abschaltung nicht erforderlich ist.  

Die Beschreibung des Moduls findet sich unter Register 17.2 der Unterlagen.
Anhand der vorgeschriebenen kontinuierlichen Betriebsdatenerfassung können die Abschaltzeiten bei Bedarf kontrolliert werden. 


	Thema 
	Lichtimmissionen, Discoeffekt



	Einwendung 
	Die Rotorblätter verursachen Reflexionen (Discoeffekt)


	Würdigung
	Durch die Art der Lackierung (matte Farben) werden Reflexionen, die den sog. "Discoeffekt" verursachen können, zuverlässig vermieden.


	Einwendung
	Die Befeuerung zur Flugsicherung ist nachts stark belästigend; es wird eine bedarfsgerechte Befeuerung gefordert.
 

	Würdigung
	Die Befeuerung stellt zwar grundsätzlich eine Lichtimmission dar, jedoch ist die Intensität zu gering um als erhebliche Belästigung im Sinne des BImSchG zu gelten.

Auf Grundlage des BImSchG kann daher nicht grundsätzlich eine bedarfsgerechte Befeuerung gefordert werden. 
Aufgrund der aktuellen Fassung des EEG, ist aber seitens des Antragstellers bereits eine bedarfsgerechte Befeuerung vorgesehen. Diese Art der Befeuerung bedarf noch der Zustimmung der für die Flugsicherung zuständigen Bezirksregierung Düsseldorf. 



	Thema
	Optische Bedrängung


	Einwendung
	Die höheren Anlagen verursachen eine größere optische Bedrängung als die vorhandenen und sind nun von zusätzlichen Orten sichtbar. Die jeweiligen Sichtachsen sind nicht dargestellt. 


	Würdigung
	Die sogenannte „optisch bedrängende Wirkung“ ist eine Begrifflichkeit aus der gängigen Rechtsprechung. Sie geht nicht von wissenschaftlichen Studien oder Erkenntnissen über mögliche körperliche oder psychische Beeinträchtigungen aus, sondern ist lediglich ein theoretischer Aspekt der baulichen geordneten Bodennutzung. Grundlage ist das in § 15 Abs. 1 BauNVO bzw. § 35 Abs. 3. Satz 1 Nr. 3 BauGB geforderte Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme. Gegenseitige Rücksichtnahme bedeutet hierbei, dass nicht nur das hinzutretende Vorhaben, sondern auch die bestehenden Nutzungen Rücksicht auf neue bauliche Nutzungen nehmen müssen. Des Weiteren muss das geplante Vorhaben das Kriterium der Rücksichtslosigkeit erfüllen.

Detaillierte rechtliche Regelungen oder technische Normen zur Beurteilung der optisch bedrängenden Wirkung gibt es nicht. Die bloße Wahrnehmung von WEA, auch bei einer direkten, uneingeschränkten Sichtbeziehung, stellt aber nicht schon eine optisch bedrängende Wirkung dar. Es gibt keinen Anspruch auf eine von technischen Bauwerken freie Aussicht [z.B. OVG Münster 8 A 2042/06, VGH Hessen 9 B 1674/13].

Laut einschlägiger Rechtsprechung, z.B. Urteil des OVG Münster 8 A 3726/05 vom 09.08.06, ist bei Abständen von mehr als der 3-fachen Gesamthöhe im Regelfall eine optische Bedrängung zu verneinen.
Bei einer Anlagenhöhe von 200m ü. GOK, ergeben sich folgende Abstandsfaktoren der jeweils nächstgelegen WEA zu den umliegenden Orten:

zu Vlatten 

ca. 5,2 fach

zu Berg  

ca. 6,8 fach

zu Bürvenich
 
ca. 9    fach
Aufgrund der großen Abstände ist, auch unter Berücksichtigung das es sich um einen Windpark mit 5 WEA handelt, eine optisch bedrängende Wirkung im Sinne der aktuellen Rechtsprechung nicht vorhanden und auch eine Einzelfallbetrachtung, z.B. in Form von Gutachten, Simulationen, Sichtachsendarstellung, nicht erforderlich.


	Einwendung
	Die Geländehöhen wurden bei der Ermittlung der Abstandsfaktoren nicht berücksichtigt.


	Würdigung
	Laut Urteil des OVG-Münster sind die Geländehöhen bei der Ermittlung der Abstandsfaktoren nicht zu berücksichtigen.
Selbst unter Berücksichtigung der topographisch höher liegende Anlagenstandorte, Höhenunterschiede von ca. 40 m des Ortsrandes Vlatten zur nächstgelegenen Anlage, 85 m (Ortsrand Bürvenich) bzw. 55 m (Ortsrand Berg), würde der kleinste Abstandsfaktor immer noch das ca. 4,5-fache betragen.



	Thema
	Unfallgefährdungen durch den WEA Betrieb; Standsicherheit 

	Einwendung 
	Eiswurf stellt eine Gefährdung, z.B. für Spaziergänger dar.


	Würdigung
	Grundsätzlich muss hier zwischen Eiswurf (weggeschleudertes Eis vom drehenden Rotorblatt) und Eisabfall (herunterfallendes Eis von der stehenden WEA) unterschieden werden.

Die geplanten, neuen Anlagen werden mit einen Eisdetektor ausgerüstet sein, der Eiswurf ausschließt. 
Eisabfall kann technisch nicht vermieden werden, begrenzt sich aber auf das direkte, nicht öffentliche, Umfeld der Windenergieanlagen, das zusätzlich durch Hinweisschilder gekennzeichnet wird.


	Einwendung

	Sturmbedingter Einsturz der Anlagen oder Rotorblattabriss stellt eine Gefährdung dar, die in den Antragsunterlagen nicht behandelt wird. 


	Würdigung
	In einer Gerichtsentscheidung wird eine Risikoakzeptanzschwelle von 3x10^-5 toleriert, da dies z.B. der Wahrscheinlichkeit, einen Verkehrsunfall zu erleiden gleich komme und daher dem allgemeinen Lebensrisiko entspreche [VGH Kassel 9 B 1674/13]. 

In der üblichen Situation von Windparks im Außenbereich mit mehreren hundert Metern Abstand zu Wohnhäusern besteht demnach keine Notwendigkeit einer einzelfallspezifischen Risikoanalyse.


	Einwendung
	Eine Brandbekämpfung ist nicht möglich; das Brandschutzkonzept ist unzureichend


	Würdigung
	Die aktuelle Rechtslage verlangt keine besondere Ausstattung der Feuerwehr, die das Löschen solcher Anlagen ermöglicht.

Der Brandschutz bei WEA konzentriert sich auf die Vermeidung und Früherkennung von Bränden bzw. auf die Erkennung von kritischen Zuständen, die zu einem Brand führen können. 

Die beantragten WEA werden mit einer Brandmeldeanlage ausgestattet. 

Die Brandlasten von WEA werden von Brandschutzingenieuren, verglichen mit anderen gewerblich-industriellen Anlagen, als gering bewertet. An den üblichen Standorten im Außenbereich, bei denen die nächstgelegenen schutzwürdigen Objekte Wohnhäuser im Abstand von mehreren hundert Metern sind, ist das Risiko einer Brandausbreitung auf schutzwürdige Objekte so gering, dass ein kontrolliertes "Abbrennen lassen" der WEA, wie dies auch bei diversen nicht löschbaren Industrieanlagen üblich ist, akzeptabel ist. 

Das Brandschutzkonzept wurde entsprechend den einschlägigen Normen und Regelwerken erstellt. 



	Einwendung 
	Die Standsicherheit ist wegen Turbulenzen nicht gewährleistet. 


	Würdigung
	Der Standsicherheitsnachweis gemäß § 8 BauPrüfVO wird bei den WEA in Form einer Typenprüfung gemäß § 29 BauPrüfVO i.V.m. der DIBt-Richtlinie für Windenergieanlagen [DIBt-RL] geführt. Das für baurechtliche Belange zuständige Bauordnungsamt des Kreises Düren wurde im Verfahren beteiligt. Sollten zum Zeitpunkt der Antragstellung die Typenprüfung etc. noch nicht vorliegen, ist es gängige und legitime Praxis in Form einer Bedingung festzulegen, dass diese vor Baubeginn zur Prüfung einzureichen sind. Vor Freigabe durch das BOA darf mit dem Bau nicht begonnen werden.

Unter Register 16.2 der Unterlagen ist ein Turbulenzgutachen beigefügt. Der Gutachter kommt zum Schluss, dass durch die WEA keine unzulässigen Turbulenzen entstehen.




4.2
Schutzziel Kulturgüter

	Thema
	Denkmalschutz


	Einwendung


	Diverse Denkmäler wurden im Denkmalgutachten nicht  berücksichtigt und die sensorielle Wirkung auf betrachtete Denkmäler unterbewertet. 


	Würdigung
	Der LVR -Amt für Denkmalpflege- wurde im Verfahren beteiligt und um fachtechnische Stellungnahme zu dem Vorhaben gebeten.
In einer ersten Stellungnahme vom 15.5.2019 wurden noch Bedenken gegen das Vorhaben vorgebracht, da die vorgelegten Unterlagen nicht ausreichend seien.

Seitens der Antragstellerin wurden die denkmalschutzrelevanten Unterlagen unter Berücksichtigung der Forderungen der Fachbehörde ergänzt. Darüber hinaus wurde gemeinsam mit dem zuständigen Sachbearbeiter des LVR eine Ortsbegehung durchgeführt.

Mit neuer und abschließender Stellungnahme vom 13.11.2019 stimmte der LVR -Amt für Denkmalpflege- dem Vorhaben uneingeschränkt zu. 
  

	Einwendung
	Die mögliche Beeinträchtigung von Bodendenkmälern wird nicht berücksichtigt.


	Würdigung
	Der LVR -Amt für Bodendenkmalpflege- wurde im Verfahren beteiligt und um fachtechnische Stellungnahme gebeten.

Mit Stellungnahme vom 21.3.2019 wurde dem Vorhaben unter Nebenbestimmungen zugestimmt. Diese Nebenbestimmungen zum Bodendenkmalschutz wurden unter der Nr. 3.6 in diesem  Bescheid aufgenommen.


	Einwendung
	Die vorhandene Kulturlandschaft sowie die historischen Ortsbilder werden zerstört.


	Würdigung
	Im Windenergie-Erlass wird die Berücksichtigung des Denkmalschutzes unter Nr. 8.2.4 geregelt. Hier wird zwischen zwei Fällen unterschieden, bei denen die Belange Denkmalschutzes zu berücksichtigen sind.

Während im Rahmen des kommunalen Planungsverfahrens zur Ausweisung von Vorrangzonen im FNP aufgrund des im §1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB geregelten städtebaulichen Denkmalschutzes auch Kulturlandschaftsbereiche zu berücksichtigen und ggf. abzuwägen sind, beschränkt sich die Prüfung im konkreten Genehmigungsverfahren nach BImSchG, wie vorliegend der Fall, auf den landesrechtlichen Denkmalschutz. Hier sind nur die Denkmäler zu berücksichtigen, die unter das Denkmalschutzgesetz fallen, demnach Bodendenkmäler und Baudenkmäler im Sinne des § 9 DSchG. 

Darüber hinausgehende Anforderungen können im konkreten Anlagen- Genehmigungsverfahren nicht gestellt werden, da die im Rahmen des Bauleitplanverfahren abgewogenen Belange nicht wieder als Genehmigungshindernis reaktiviert werden können.

Diese Trennung des denkmalrechtlichen Prüfumfangs wurde mit Urteil des OVG Münster vom 29.1.2020, Az: 7 D 80/17. NE, nochmals bestätigt.

Ungeachtet dessen wurde das Schutzgut "Kulturlandschaft" in der umfangreichen Umweltprüfung nochmals betrachtet und  bewertet. 

Im Umweltbericht zum Antrag wird der hier betroffene Kulturlandschaftsbereich Mittlere Rur-Nideggen (KLB 24.02) berücksichtigt und die Auswirkungen unter Kapitel 4.2.8 bewertet. 

Die Bewertung des Schutzgutes erfolgte entsprechend: " Kulturgüter in der Planung - Handreichung zur Berücksichtigung des kulturellen Erbes bei Umweltprüfungen"; Hrsg: UVP-Gesellschaft/ LVR-Dezernat Kultur und Umwelt / Rheinischer Verein (2009). 

Die Auswirkungen werden als gering bzw. nicht erheblich bewertet.

Neben den betrachteten topographisch bedingten Sichtbeziehungen ist zu berücksichtigen, dass die hiermit genehmigten  Anlagen die rechtmäßig bestehenden Anlagen ersetzen. Die Gesamtanlagenhöhe erhöht sich zwar, jedoch wird die Anzahl der Anlagen von 8 auf 5 reduziert, was im Gegenzug eine Entlastung darstellt.



4.3
Natur- und Landschaftsschutz

	Thema
	Landschaftsbild   


	Einwendungen
	Das Landschaftsbild des Nationalparks Eifel wird zerstört. 
Die geplanten, 200m hohen Anlagen widersprechen den Zielen eines Nationalparks.


	Würdigung
	Die Anlagen befinden sich außerhalb des Nationalparks Eifel.
Maßnahmen zum Schutz des Nationalparks Eifel sind in der Nationalpark-Verordnung festgeschrieben. Diese gilt aber nur für den Nationalpark selbst und sieht keine Einschränkungen für die den Park umgebenden Gebiete vor.


	Einwendung 
	Die Landschaftsbildbewertung "mittlere Wertigkeit" ist eine Fehlbeurteilung. Die Bewertung erfolgte nicht nach dem Verfahren "Nohl".

	Würdigung
	Für die Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen wird die Landschaft vom Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV) in Landschaftsbildeinheiten mit unterschiedlichen Wertstufen eingeteilt. In einem Verfahren nach BImSchG zur Errichtung von WEA muss der Eingriff ins Landschaftsbild auf Grundlage dieser Wertstufen bewertet und monetär ersetzt werden. Die Ansätze und Berechnungen werden u.a. über den Windenergieerlass NRW vorgegeben und wurden im Landschaftspflegerischen Begleitplan nach diesem Verfahren angewendet und eingehalten. 



	Einwendung
	Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes solle durch Zahlung eines Kompensationsgeldes ausgeglichen werden. Die tatsä chliche Beeinträchtigung kann damit nicht ersetzt werden.


	Würdigung
	Grundsätzlich stellt jede bauliche Maßnahme außerhalb von Ortschaften einen Eingriff in die Landschaft dar. Aufgrund der Größe der WEA und der damit verbundenen weiträumigen Sichtbarkeit kann die durch diese Anlagen verursachte Änderung des Landschaftsbildes nicht kompensiert oder gemindert werden. Der Gesetzgeber hat daher mit dem Windenergieerlass das "Ersatzgeld" eingeführt. Mit diesem "Ersatzgeld" werden z.B. Maßnahmen zur Renaturierung und Herrichtung naturbelassener Flächen finanziert.
Der hier anzusetzende Betrag wurde korrekt ermittelt.



	Thema
	Schutzgebiete


	Einwendung
	Die Auswirkungen auf das FFH Gebiet Bürvenich, Berg und Tötschberg und einige NSG in der näheren Umgebung (DN 072 NSG Kalkberg, DN-039 Vlattener Bachtal und Lützenberghang, DN 071 Oberes Schluchbachtal) wurden nicht berücksichtigt.

Diverse Arten werden aus den Schutzgebieten vertrieben. 


	Würdigung
	Das Vorhaben befindet sich innerhalb einer seit dem Jahr 2000 bestehenden und genutzten, im FNP der Stadt Heimbach ausgewiesenen, Windvorrangzone. Die Fläche ist somit als grundsätzlich geeignet für die Errichtung von WEA.

Die Verträglichkeit des Vorhabens mit den Schutzzielen umliegender Schutzgebiete (insb. FFH-Gebiet) wurde in der UVP geprüft (Kap. 4.1.2 und 4.2.2). Die Schutzziele der im unmittelbaren Umfeld der Vorhabenfläche vorhandenen Schutzgebiete sind auf den Erhalt der bachbegleitenden Uferstrukturen und der seltenen Trockenrasengesellschaften ausgerichtet, die insbesondere für Schmetterlinge und Amphibien eine besondere Bedeutung haben. Aufgrund der Lebensraumtypen, Schutzziele und charakteristischen Arten wird im Hinblick auf das Repowering keine Notwendigkeit einer vertiefenden Prüfung gesehen, da keine vorhabenbedingte Gefährdung abzuleiten ist. Die artenschutzrechtlichen Belange wurden darüber hinaus in der ASP und der UVP umfassend berücksichtigt. 


	Thema
	Artenschutz und faunistische Erhebungen


	Einwendungen
	Insbesondere seitens der Naturschutzverbände wurden umfangreiche Einwendungen gegen das Vorhaben vorgebracht.
Aufgrund des Umfangs und der Vielzahl der aufgeführten, nach Ansicht der Verbände betroffen Arten, werden die Einzelargumente an dieser Stelle nicht aufgeführt. Vielmehr wird auf die Anlage 20, Synopse: Stellungnahme Dr. Michael Quest, ecoda Umweltgutachten vom 20.9.2019, verwiesen, die Bestandteil der diesem Bescheid zugrunde liegenden Unterlagen ist. 

Die Naturschutzverbände bewerten den Leitfaden zur Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung/Genehmigung von Windenergieanlagen grundsätzlich als nicht ausreichend, um dem Artenschutz gerecht zu werden. Es werden Untersuchungen zu Arten gefordert, die zwar im Leitfaden nicht als windkraftsensible Art gelistet sind, jedoch nach Ansicht der Verbände durchaus durch WEA geschädigt werden können. Die im Leitfaden aufgeführten Betrachtungsradien für windkraftsensible Arten werden als zu gering bewertet, um die Betroffenheit dieser Arten auszuschließen.

Neben dem bestehenden Tötungsrisiko bewirken die WEA u.a. angeblich durch Lärm, die Vergrämung von diversen Vogelarten.

Grundsätzlich sei die zuständige Behörde verpflichtet, auch neue Erkenntnisse, die über den Leitfaden hinausgehen, bei der Entscheidung zu berücksichtigen.

Des Weiteren seien die vom Artenschutzgutachter durchgeführten Untersuchungen fehlerhaft und entsprechen nicht den Vorgaben des Leitfadens. 


	Würdigung
	Die von den Naturschutzverbänden und privaten Einwendern vorgebrachten Einwände bzgl. Artenschutz wurden dem Antragsteller zur Stellungnahme und evtl. Nachbesserung vorgelegt.
In der Anlage 20, Synopse: Stellungnahme Dr. Michael Quest, ecoda Umweltgutachten vom 20.9.2019, die Bestandteil der diesem Bescheid zugrunde liegenden Unterlagen ist, wurde zu den einzelnen Punkten ausführlich gutachterlich Stellung genommen.

Es wurde nachgewiesen, dass die Vorgaben des Leitfadens bei den durchgeführten Untersuchungen und Bewertungen vollumfänglich berücksichtigt und eingehalten wurden, so dass die Genehmigungsbehörde sich der gutachterlichen Bewertung anschließt. 
Der Leitfaden zum Artenschutz bei der Genehmigung von WEA ist per Erlass als verbindlich für die Genehmigungsbehörden eingeführt. Dies wurde auch mehrfach durch Gerichtsentscheidungen bestätigt. Weist der Antragsteller nach, dass die Forderungen des Leitfadens eingehalten werden, kann die Untere Naturschutzbehörde darüber hinausgehende Forderungen nicht stellen oder gar das Vorhaben ablehnen. 
Soweit zum Schutz spezieller Arten Abschalteinrichtungen und Abschaltzeiten erforderlich sind, wurden diese unter Nr. 3.4 der Nebenbestimmungen dieses Bescheides festgesetzt.

Die für die Abschaltung erforderlichen technischen Einrichtungen sind anerkannter Stand der Technik.




4.4
Boden, Grundwasser, Rückbau/Abfall 
	Thema
	Rückbau 


	Einwendung


	Es ist nicht sichergestellt, dass die WEA nach Ablauf der Betriebsdauer vollständig und ordnungsgemäß zurückgebaut werden.

    

	Würdigung
	Zur Sicherstellung des vollständigen Rückbaus ist unter Nr. 2.1 der Nebenbestimmungen dieses Bescheides als Bedingung eine Rückbaubürgschaft festgesetzt.   

 

	Einwendung
	Ein ordnungsgemäßer Rückbau und Entsorgung der Bestandsanlagen ist nicht sichergestellt. 
 

	Würdigung
	Stilllegung und Rückbau der Altanlagen stellen ein unabhängiges Anzeigeverfahren dar. Die ordnungsgemäße Entsorgung der anfallenden Abfälle wird entsprechend den abfallrechtlichen Vorschriften durch die Abfallbehörde im Umweltamt verfolgt. 

Bestandteil des Antrags sind die Verzichtserklärungen der Altanlagenbetreiber.
Unter Nr. 2.7 der Nebenbestimmungen dieses Bescheide, ist als Bedingung aufgeführt, dass die hiermit genehmigten Anlagen erst nach vollständigem Rückbau der Altanlagen in Betrieb genommen werden dürfen. 

 

	Thema 
	 Boden/Grundwasser
 

	Einwendung
	Die Auswirkungen auf den Boden und das Grundwasser wurden nicht geprüft.



	Würdigung
	Die Auswirkungen auf das Grundwasser und den Boden werden im UVP-Bericht und im Landschaftspflegerischen Begleitplan beschrieben und im Hinblick auf ihre Erheblichkeit für die Umwelt und den Naturhaushalt beschrieben und bewertet (Kap. 4.2.5). Sie werden auch vor dem Hintergrund des geplanten Rückbaus der Altanlagen einschl. zugehöriger Fundamente als gering eingestuft.

Die einschlägigen Rechtsvorschriften zum Schutz des Bodens und des Grundwassers, Bundesbodenschutzgesetz und Wasserhaushaltsgesetz, werden durch das Vorhaben nicht verletzt.    




4.5
 Planungsrecht, Antrag und Verfahren 
	Thema
	Planungsrecht 



	Einwendung


	Die beantragten Anlagen entsprechen nicht den Darstellungen des FNP der Stadt Heimbach.

        

	Würdigung
	Mit Schreiben vom 17.5.2019 hatte die im Verfahren beteiligte Stadt Heimbach das Einvernehmen nach §36 BauGB u.a. mit der Begründung verweigert, dass der FNP die Darstellung einer Höhenbegrenzung von 75 m enthält und die beantragten WEA, dieser Darstellung nicht entsprechen.
In Anwendung des §36 Abs. 2 BauGB wird das Einvernehmen mit diesem Bescheid ersetzt. Zur Begründung wird auf die Nr.3   dieses Kapitels verwiesen.


	Einwendung
	Die für Anlagen im Außenbereich erforderliche Erschließung ist nicht gesichert. Die Nutzung der öffentliche Wege muss vertraglich gesichert sein.        


	Würdigung
	Der Stadt Heimbach wurde der Entwurf eines Wegenutzungsvertrages vorgelegt. Die Erschließung muss nicht notwendig von der Gemeinde, sondern darf auch durch den Bauherren oder einen Dritten vorgenommen werden. Von einer gesicherten Erschließung ist nicht erst dann auszugehen, wenn der Bauinteressent oder Dritte die Erschließungsaufgabe vertraglich übernommen hat. Vielmehr genügt es, dass der Gemeinde ein zumutbares Erschließungsangebot vorgelegen hat. 


	Thema 
	Antrag und Verfahren


	Einwendung
	In den Unterlagen werden der Anlagentyp und die Betriebsweise nicht exakt bestimmt:

· Nennleistung beträgt 4,5 MW; beantragt wurden 4 MW. Die Gutachten beruhen auf 4 MW

· Es ist nicht ersichtlich, welcher Typ gebaut werden soll N149/4,0-4,5 mit oder ohne STE. 

 

	Würdigung
	Nicht die Anlagenleistung ist maßgeblich für die Genehmigung, sondern die jeweilige zugehörige Schallleistung. Diese wurde in diesem Bescheid unter Nr. 3.1.1 der Nebenbestimmungen festgesetzt und muss eingehalten werden. Festgesetzte Schall-/Leistungsreduzierungen zur Einhaltung der Schutzansprüche sind gängige Genehmigungspraxis. 
Aus den Unterlagen ergibt sich, dass Anlagen mit Serrations (STE) errichtet werden. Maßgeblich für die Genehmigung ist auch hier die Schallleistung, d.h., die WEA wären auch ohne Zusatzausstattung mit den SET genehmigungsfähig, wenn die genehmigte Schallleistung eingehalten  wird.                 

     

	Einwendung
	Es wurden nicht alle betroffenen Behörden oder Stellen im Verfahren beteiligt, z.B. Netzbetreiber und geologischer Dienst.

    

	Würdigung
	Der Netzbetreiber ist kein Träger öffentlicher Belange. Die formelle Beteiligung beschränkt sich auf Behörden. 
Unter Ziffer IV. Begründung, Nr. 2 Genehmigungsverfahren, sind die beteiligten Träger öffentlicher Belange aufgeführt.   

Der geologische Dienst und das Geologische Institut der Universität Köln als maßgebliche Betreiber von Erdbebenmessstationen wurden nicht beteiligt, da sich die Anlagen nicht innerhalb der Einwirkbereiche der im Erlass hierzu aufgeführten Erdbebenmessstationen befinden.


	Einwendung
	Immissionen (Lärm, Schatten) auf Gebiete der Freizeitnutzung, Wandern etc. wurden nicht untersucht 



	Würdigung
	Hier besteht kein gesetzlich vorgeschriebener Schutzanspruch. 
Somit besteht auch keine Notwendigkeit, Untersuchungen hierzu durchzuführen.

     

	Einwendung
	Die Stadt oder der Kreis sollen eigene Gutachten beauftragen, die materielle, gesundheitliche oder sonstige Schäden ausschließen.


	Würdigung


	Die dem Antrag beigefügten Gutachten wurden entsprechend den einschlägigen Technischen Regelwerken, Erlassen etc., die speziell für die fachliche Prüfung von Windenergieanlagen als verbindlich eingeführt wurden, erstellt.

Es besteht kein Anlass an deren Aussagekraft zu zweifeln.

            

	Einwendung
	Einwirkungen der Immissionen auf Nutz-/Haustiere wurden nicht untersucht.


	Würdigung
     
	Für Nutz-/Haustiere besteht kein immissionsschutzrechtlicher Schutzanspruch. 

Somit ist keine Notwendigkeit gegeben, Untersuchungen hierzu durchzuführen.



	Einwendung
	Die Regeln eines rechtstaatlichen Verfahrens werden nicht eingehalten.


	Würdigung
	Das Verfahren wurde nach den verbindlichen Vorgaben des BImSchG bzw. UVPG und der 9. BImSchV durchgeführt.
    


4.6
Sonstiges   
	Thema
	Nicht dem Prüfumfang des BImSchG/UVPG unterliegende Einwendungen 
  

	Einwendung


	Die Wirtschaftlichkeit der Anlagen ist nicht gegeben.

	Würdigung
	Wirtschaftlichkeit der Anlagen ist alleiniges unternehmerisches Risiko. Der Genehmigungsbehörde steht es nicht zu, die Wirtschaftlichkeit der Anlage zu prüfen oder in Frage zu stellen.


	Einwendung
	Die Anlagen dienen der Gewinnerzielungsabsicht des Betreibers, es gibt keinen Anteil für die Öffentlichkeit 



	Würdigung
	Energieerzeugung ist systembedingt in der Bundesrepublik Deutschland privatwirtschaftlich und nicht kollektivistisch oder gemeinnützig. Eine Gewinnerzielungsabsicht ist somit nicht unzulässig.


	Einwendung
	Die Energiewende, Ziel des EEG, wird durch WEA nicht erreicht


	Würdigung
	Die Erhöhung des Stromanteils aus erneuerbaren Energien um die Klimaschutzziele zu erreichen, ist erklärtes Ziel der in der 
Bundesrepublik Deutschland verfolgten Politik. Der Ausbau der Windenergie ist daher grundsätzlich im öffentlichen Interesse.



	Einwendung
	Der Ausbau des Eifeltourismus wird behindert


	Würdigung
	Dies wäre allenfalls im Rahmen der Bauleitplanung, Aufstellung des FNP, ein planerischer Aspekt in der Wertigkeit eines "weiches Tabukriterium" gewesen. Der Belang kann im konkreten Genehmigungsverfahren nicht mehr als Hindernis reaktiviert werden.    


	Einwendung
	Ein Wertverlust der privaten Immobilien wird befürchtet


	Würdigung
	Ein Rechtsanspruch auf dauerhafte Werterhaltung oder den Schutz des privaten Immobilienvermögens ist nicht gegeben. Eine marktwirtschaftliche Minderung z.B. aufgrund städtebaulicher Entwicklungen der Kommune ist eigenes wirtschaftliches Risiko. 


	Einwendung
	Einkommensverluste bei Vermietung, Tourismus, Schattenschlag auf Photovoltaikanlagen etc., wird befürchtet


	Würdigung
	Hier gilt das Gleiche wie unter Wertverlust aufgeführt.



5.
Darstellung und Bewertung der Umweltauswirkungen
Gemäß § 20 Abs. 1a der 9. BImSchV2 hat die Genehmigungsbehörde auf der Grundlage der gemäß §§ 4 bis 4e der 9. BImSchV2 beizufügenden Unterlagen, der behördlichen Stellungnahmen gem. §§ 11 und 11a der 9. BImSchV2, der Ergebnisse eigener Ermittlungen sowie den Äußerungen und Einwendungen Dritter eine zusammenfassende Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf die in § 1a der 9. BImSchV2 genannten Schutzgüter einschließlich der Wechselwirkungen zu erarbeiten. 
Ein Teil der Belange, die sich auf flächenbezogene Aspekte beziehen, sind in den Planverfahren (Flächennutzungsplan) abgewogen worden. Eine Reaktivierung dieser Belange ist im Genehmigungsverfahren nach BImSchG nur eingeschränkt möglich.
Die zusammenfassende Darstellung enthält die für die Bewertung erforderlichen Aussagen über die voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens und ist damit eine Dokumentation des (umweltbezogenen) entscheidungserheblichen Sachverhalts. Die zusammenfassende Darstellung orientiert sich vom Aufbau her an den betroffenen Schutzgütern und die durch den Antragsgegenstand jeweils hervorgerufenen Auswirkungen.

5.1
Auswirkungen auf das Schutzgut Luft/Atmosphäre/Klima

Durch Windenergieanlagen können keine Schadstoffemissionen hervorgerufen werden.

Des Weiteren haben Windanlagen durch die Einsparung von stofflichen Emissionen bei der Energieerzeugung einen positiven Effekt aufs Klima.
5.2
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser

Durch die Versiegelung von Flächen können grundsätzlich Auswirkungen auf den Wasserhaushalt auftreten. Anlagenbedingt ist die Versiegelung bei Windenergieanlagen sehr gering, so dass diese Veränderung sich nur unwesentlich auf den Grundwasserstand oder den Wasserhaushalt auswirken wird. Von daher wird keine negative Beeinflussung des Wasserhaushalts gesehen.
Beim Betrieb der Windenergieanlage entstehen auch keine Abwässer, das Niederschlagswasser versickert an Ort und Stelle. 

Zusammenfassend kommt die Genehmigungsbehörde zum Ergebnis, dass keine erheblichen nachteiligen Wirkungen auf das Schutzgut zu besorgen sind.

5.3
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden

Die Betroffenheit des Bodens beschränkt sich auf die Standorte der Anlagen und die erforderlichen Infrastrukturmaßnahmen. Durch die Standorte der Anlagen kommt es zu einer Vollversiegelung und für Infrastrukturmaßnahmen ist eine zusätzliche Teilversiegelung erforderlich (siehe Schutzgut Wasser). Die Vollversiegelung bedeutet zwar einen Verlust als Lebensraum für Pflanzen und Bodenorganismen sowie als Grundwasserspender, aufgrund der relativ geringen Versiegelungsfläche sind aber erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Boden ausgeschlossen.

5.4
Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

Den Antragsunterlagen beigefügt ist das Gutachten zur Betroffenheit von Baudenkmälern der Smeets Landschaftsarchitekten Planungsgesellschaft mbH, vom 31.1.2019 zuletzt aktualisiert am 30.9.2019.
Das Gutachten kommt zu dem Schluss, dass eine Betroffenheit von Denkmälern nicht gegeben ist.  
Der LVR -Amt für Denkmalpflege- wurde im Verfahren beteiligt und um fachtechnische Stellungnahme zu dem Vorhaben gebeten.

In einer ersten Stellungnahme vom 15.5.2019 wurden noch Bedenken gegen das Vorhaben vorgebracht, da die vorgelegten Unterlagen nicht ausreichend seien.

Seitens der Antragstellerin wurden die denkmalschutzrelevanten Unterlagen ergänzt und darüber hinaus gemeinsam mit dem zuständigen Sachbearbeiter des LVR eine Ortsbegehung durchgeführt.

Mit neuer abschließender Stellungnahme vom 13.11.2019 stimmte der LVR -Amt für Denkmalpflege- dem Vorhaben uneingeschränkt zu. 

Der LVR -Amt für Bodendenkmalpflege- wurde im Verfahren beteiligt und um fachtechnische Stellungnahme gebeten.

Mit Stellungnahme vom 21.3.2019 wurde dem Vorhaben unter Nebenbestimmungen zugestimmt. Diese Nebenbestimmungen zum Bodendenkmalschutz wurden unter der Nr.: 3.6 in diesem Bescheid aufgenommen.

Über den vorgenannten landesrechtlichen Denkmalschutz nach DSchG hinaus, hatte sich die Genehmigungsbehörde im Rahmen der Prüfung zur Versagung des gemeindlichen Einvernehmens auch mit dem von der Stadt Heimbach vorgebrachten Belang der Kulturlandschaft (städtebaulicher Denkmalschutz nach §1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) auseinanderzusetzen.

Im Umweltbericht zum Antrag wird der hier betroffene Kulturlandschaftsbereich Mittlere Rur-Nideggen (KLB 24.02)  berücksichtigt und die Auswirkungen unter Kapitel 4.2.8 bewertet. 

Die Bewertung der Schutzgutes erfolgte entsprechend des Leitfadens " Kulturgüter in der Planung - Handreichung zur Berücksichtigung des kulturellen Erbes bei Umweltprüfungen"; Hrsg: UVP-Gesellschaft/ LVR-Dezernat Kultur und Umwelt / Rheinischer Verein (2009). 

Die Auswirkungen werden als gering bzw. nicht erheblich bewertet.

Zudem ist zu berücksichtigen, dass die hiermit genehmigten Anlagen die rechtmäßig bestehenden Anlagen ersetzen. Die Gesamtanlagenhöhe erhöht sich zwar, jedoch wird die Anzahl der Anlagen von 8 auf 5 reduziert, was im Gegenzug eine Entlastung darstellt.
Zusammenfassend kommt die Genehmigungsbehörde zum Ergebnis, dass keine erheblichen nachteiligen Wirkungen auf die Schutzgüter zu besorgen sind. 
5.5
Auswirkungen auf die Schutzgüter Landschaft, Arten, Natur  
Zum o.g. Antrag auf Genehmigung von fünf Windenergieanlagen in Heimbach-Vlatten sind zu den Belangen von Natur und Landschaft sowie zum Artenschutz umfangreiche Gutachten erarbeitet und im Umweltbericht zusammengefasst worden.

Die Belange von Natur und Landschaft sowie die des Artenschutzes sind anhand der v.g. Gutachten ordnungsgemäß ermittelt und bewertet worden. Die Maßgaben aus den Gutachten zur Berücksichtigung der betroffenen Belange sind bei der Planung berücksichtigt und in der Genehmigung durch Bedingungen und Auflagen festgeschrieben worden.

Zum Ausgleich für die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes, ist gemäß § 31 Abs. 4 und 5 des Landesnaturschutzgesetz NW (LNatSchG-NRW) i.V. mit dem Ver-fahren zur Landschaftsbildbewertung im Zuge der Ersatzgeld-Ermittlung für Ein-griffe in das Landschaftsbild durch den Bau von Windenergieanlagen in NRW" ist ein Ersatzgeld zu zahlen. Die Höhe des Ersatzgeldes wurde im landschaftspflegerischen Begleitplan korrekt ermittelt und unter Nr. 1.3 der Bedingungen festgesetzt.
In der ASP I wurden insgesamt 54 Vogelarten behandelt. Davon sind 23 Arten als WEA-empfindlich eingestuft. Für 16 Arten kann aufgrund der gelieferten Daten nicht ausgeschlossen werden, dass sich in den artspezifischen Untersuchungsräumen Brutplätze oder andere Funktionsräume von Bedeutung (regelmäßig genutzte Nahrungshabitate oder Überflugräume sowie relevante Rastplätze) befinden. 

In der ASP II wurden während der Erfassungen zum Vorkommen von Brutvögeln im Untersuchungsraum, Radius 2000m (UR 2000), insgesamt 60 Vogelarten festgestellt. Unter den nachgewiesenen Vogelarten befinden sich 18 Arten, die in der Roten Liste der in Nordrhein-Westfalen bestandsgefährdeten Brutvogelarten geführt werden. Zu den streng geschützten Arten nach § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG zählen 14 Arten. Weitere vier Arten gelten in NRW nach Art. 4 Abs. der EU-Vogelschutzrichtlinie als planungsrelevant. Zwei Arten werden aufgrund der koloniebrütenden Lebensweise in Nordrhein-Westfalen als planungsrelevant angesehen.

27 Arten nutzten den UR, Radius 500 m (UR 500), zur Brut oder es bestand zumindest ein Brutverdacht. 24 Arten traten als Nahrungsgäste auf, zwei Arten wurden als Durchzügler festgestellt und der Kranich nutzte den UR 500 als Überflugraum.

Im UR 2000 wurden nur Großvogelarten bewertet. Demnach fungiert der UR 1000/ 2000 für neun Großvogelarten als Nahrungshabitat. Für zwei Arten bestand ein Brutverdacht oder ein Brutnachweis.

Der Kranich nutzte den UR 2000 als Überflugraum. Für 46 Arten wurde der UR 1000/ 2000 nicht bewertet, weil für diese als WEA-unempfindlich eingestuften Kleinvögel bzw. mittelgroßen Arten in Entfernungen von über 500 m nicht mehr mit erheblichen Beeinträchtigungen gerechnet wird.

Insgesamt wurden im Rahmen der Brutvogelerfassungen 29 planungsrelevante Vogelarten (zur Auswahl der Arten vgl. LANUV 2018b) nachgewiesen. Davon werden sieben Arten nach MULNV & LANUV (2017) während der Brutzeit als WEA-empfindlich eingestuft.

Von den 29 im Rahmen der Brutvogelerhebung festgestellten planungsrelevanten Arten erfüllt der UR2000 und UR1000 bzw. UR500 für sechs besondere und für neun Arten allgemeine Lebensraumfunktionen.

Während der Kartierungen zu den Rastvögeln wurden im UR500 sowie UR1000 bzw. UR1500 insgesamt 73 Vogelarten registriert, wovon 34 Arten in NRW als planungsrelevant eingestuft werden.

Von den 26 im Rahmen der Rastvogelerhebungen im jeweiligen artspezifischen Untersuchungsraum festgestellten und bewerteten planungsrelevanten Arten erfüllt der artspezifische Untersuchungsraum für neun Arten besondere und für sieben Arten allgemeine bis besondere oder allgemeine Lebensraumfunktionen. Für neun planungsrelevante Arten wird dem Untersuchungsraum eine geringe Bedeutung zugewiesen (vgl. Tabelle 3.2).

Acht Arten, die während der Kartierungen zu den Rastvögeln beobachtet wurden, traten im Untersuchungsraum entweder als Standvögel oder als Sommergäste auf und wurden im Kapitel zu den Brutvögeln behandelt.

Im Rahmen der Prognose und Bewertung der zu erwartenden Auswirkungen eines Projekts müssen nur die planungsrelevanten Vogelarten berücksichtigt werden.

Für alle anderen Arten kann eine artenschutzrechtliche Betroffenheit durch das Vorhaben verneint werden.

Als Ergebnis zu den bau- und /oder anlagebedingten Auswirkungen des Vorhabens auf die geschützten Tierarten sind unter der Maßgabe von Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sowie funktionserhaltenden Kompensationsmaßnahmen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu erwarten. Hierzu sei auf die Auflagen und Bedingungen in der Genehmigung verwiesen.

Der Vorhabenträger hat sicherzustellen, dass die demnach erforderlichen Kompensationsflächen/-maßnahmen dauerhaft ihre Funktionen erfüllen können.

Hierzu hat der Antragsteller eine vertragliche Vereinbarung mit der Stiftung Rheinische Kulturlandschaft geschlossen. Der Nachweis der Funktionalität obliegt der Stiftung.

5.6
Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch

Auswirkungen auf den Menschen können von Windenergieanlagen durch Schall- und Lichtemissionen verursacht werden.
Anlagenbezogene Geräusche
Im Ergebnis ist die Genehmigungsbehörde zu der Überzeugung gelangt, dass den Anforderungen des § 5 BImSchG1 und Verwaltungsvorschriften (TA Lärm13, Windenergieerlass14) in vollem Umfang entsprochen wird.

Dies folgt aus der den Antragsunterlagen unter Register 15 beigefügten Immissionsprognose der IEL GmbH (4243-18-L1) vom 6.12.2018, die die beantragten Windenergieanlagen und die Vorbelastung berücksichtigt. 
Die Prognose wurde durch die schalltechnische Berechnung vom 29.7.2019, Nr: 4243-19-L1_01_02, ergänzt, in der u.a. der im Laufe des Verfahrens verfügbare Vermessungsbericht für den beantragten Mode 5 zugrunde gelegt wurde.

Die Prognose wird auf eine schalltechnische Berechnung unter Berücksichtigung der LAI-Hinweise und des Interimsverfahren gestützt.

Die Berechnungen sind plausibel und nachvollziehbar. Die Berechnungen belegen, dass unter Berücksichtigung der Auflagen 3.1.1 bis 3.1.5 ein zulässiger Betrieb erfolgt. U.a. ist ein drehzahlreduzierter Betrieb (Mode 5) festgesetzt, welcher zu Schallreduzierungen führt. Die als Stand der Technik eingeführten Richtwerte der TA-Lärm an den betrachteten Immissionsorten werden so in der Nacht eingehalten.
Schattenwurf
Grundlage für die Beurteilung der Zulässigkeit bzw. Unzulässigkeit der Schattenwurfdauer ist das Urteil des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen Az.: 7 A 2140/00 vom 18.11.2002, welches auch Eingang in den Windenergieerlass14 gefunden hat. Danach ist eine Schattenwurfdauer von 30 Stunden pro Jahr bei einer worst-case-Betrachtung (entspricht einer realen Beschattungsdauer von 8 Stunden im Jahr) und eine tägliche Beschattungsdauer von 30 Minuten hinnehmbar.

Zur Nachweisführung wurde eine Schattenwurfprognose der IEL GmbH (4243-18-S1) vom 11.12.2018 erstellt (Register 15 der Antragsunterlagen). 
Der Gutachter kommt zum Ergebnis, dass über eine Programmierung der Anlagen der Schattenschlag auf den zulässigen Rahmen reduziert werden muss. Dies ist in den Auflagen 3.1.6-3.1.9 berücksichtigt worden.
Zusammenfassend kommt die Genehmigungsbehörde zum Ergebnis, dass keine erheblichen nachteiligen Wirkungen auf das Schutzgut zu besorgen sind.

5.7
Medienübergreifende Wechselwirkungen

Insgesamt sind keine medienübergreifenden Wechselbeziehungen durch das geplante Vorhaben zu erwarten, die nachteilige Wirkung auf die betrachteten Schutzgüter haben könnten.

6.
Entscheidung über die Zulässigkeit des Verfahrens

Die zusammenfassende Darstellung und die Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß § 20 Absatz 1a 9.BImSchV2 unter Kapitel IV Ziffer 4 belegen, dass sichergestellt ist, dass die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt frühzeitig und umfassend ermittelt, beschrieben und bewertet wurden. 

Durch den Anlagenbetrieb sind keine erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die zu berücksichtigenden Schutzgüter zu erwarten. Somit kann das beantragte Vorhaben im Sinne der §§ 1, 2 und 43 UVPG9 als umweltverträglich und somit zulässig bewertet werden.

Nach § 20 Abs. 1b der 9. BImSchV2 sind bei UVP-pflichtigen Projekten die Auswirkungen der geplanten Anlage auf die in § 1a der 9. BImSchV2 genannten Schutzgüter zu bewerten und bei der Entscheidung über den Antrag nach Maßgabe der hierfür geltenden Vorschriften zu berücksichtigen.

Die Ergebnisse der UVP werden in der vorliegenden behördlichen Entscheidung berücksichtigt. 

7.
Nicht-Umweltbezogene Aspekte 
7.1
Belange des Arbeitsschutzes
Nach dem Ergebnis der durchgeführten Überprüfungen steht zur Überzeugung der Genehmigungsbehörde fest, dass die Einhaltung der Belange des Arbeitsschutzes (§ 6 Nr. 2 BImSchG1) sichergestellt ist.

Die diesbezügliche Überprüfung durch das Dezernat 55 der Bezirksregierung Köln hat ergeben, dass alle Arbeitsschutzvorschriften beachtet werden, die öffentlich-rechtlicher Natur sind. 

7.2
Abfallvermeidung und –verwertung, Abfallentsorgung
Es bestehen keine Anhaltspunkte für die Annahme, durch den Betrieb der Anlage werde gegen die im § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG1 festgelegte Grundpflicht verstoßen.

Bei der Aufstellung der Anlage anfallende Abfälle werden nach unterschiedlichen Materialien getrennt einer Verwertung oder soweit das nicht möglich ist, einer Beseitigung zugeführt.

Im Rahmen des Betriebs anfallende Öle (z.B. beim Ölwechsel) werden durch eine Fachfirma entsorgt.

7.3
Betriebliche Nachsorgepflicht
In den Antragsunterlagen ist dargestellt, dass der Betreiber der betrieblichen Nachsorgepflicht (§ 5 Abs. 3 BImSchG1) nachkommen wird.

Die gemäß § 35 Abs. 5 S. 2 u. 3 BauGB7 erforderliche Rückbausicherung, in Form einer selbstschuldnerischen und unbefristeten Bürgschaftserklärung, wurde unter der Kapitel III Ziffer 2.1 festgesetzt. 

Grundlage für die Berechnung der Höhe der Sicherheitsleistung für die Anlage ist die unter Register 18 beigefügte Rückbaukostenschätzung. Die dort aufgeführten Erlöse für Wertstoffe können bei der Festsetzung der Sicherheitsleistung nicht als mindernd berücksichtigt werden, da zum heutigen Zeitpunkt nicht zuverlässig ermittelt werden kann, ob im Falle des Rückbaus ein gewinnbringender Marktwert für die Wertstoffe erzielt werden kann. In dieser Aufstellung ergibt sich eine Sicherheitsleistung in Höhe von 173.035,00 Euro je Anlage. Dem ist die Mehrwertsteuer in Höhe von 19 % aufzurechnen. Es ergibt sich somit eine Sicherheitsleistung in Höhe von insgesamt 865.175,00 Euro.
Um das Risiko einer Teuerungsrate zu minimieren, werden nach 5, 10,15 und 20 Jahren eine Anpassung von je 10 % berücksichtigt. 

7.4
Luftverkehrsrecht

Das Vorhaben ist sowohl von den für die zivile als auch durch die für die militärische Flugsicherheit zuständige Behörde geprüft worden. Die daraus resultierenden Nebenbestimmungen sind in diesen Bescheid übernommen worden. 

Die luftrechtlichen Zustimmungen nach § 14 Absatz 1 und § 18a LuftVG5 wurde erteilt.
Die Flugsicherheit ist somit gewährleistet.

7.5
Baurecht
Das für baurechtliche Belange zuständige Bauordnungsamt des Kreises Düren wurde im Verfahren beteiligt. Seitens des Bauordnungsamtes wurde unter der Bedingung Nr. 2.2 dem Vorhaben zugestimmt. 

Der Standsicherheitsnachweis gemäß § 8 BauPrüfVO wird bei den WEA in Form einer Typenprüfung gemäß § 29 BauPrüfVO i.V.m. der DIBt-Richtlinie für Windenergieanlagen [DIBt-RL] geführt. 

7.6
Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften
Der Errichtung und dem Betrieb der Windenergieanlage steht nach dem Ergebnis der Überprüfungen auch keine anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegen.
Die Erschließung ist dadurch gesichert, dass der Stadt Heimbach der Entwurf eines Wegenutzungsvertrages vorgelegt wurde. Die Erschließung muss nicht notwendig von der Gemeinde, sondern darf auch durch den Bauherren oder einen Dritten vorgenommen werden. Von einer gesicherten Erschließung ist nicht erst dann auszugehen, wenn der Bauinteressent oder Dritte die Erschließungsaufgabe vertraglich übernommen hat. Vielmehr genügt es, dass der Gemeinde ein zumutbares Erschließungsangebot vorgelegen hat
Gefährdung durch Eiswurf wird durch verschiedene technische Maßnahmen an der Anlage begegnet. Diese gewährleisten, dass die Anlage stets zum Stillstand kommt bevor ein Eisabwurf möglich ist. 
Für möglichen Eisabfall bei stillstehender Anlage wird über die Auflagen sichergestellt, dass die Anlage in die sicherste Stellung fährt. Darüber hinaus ist in einem ausreichendem Abstand zu den Anlagen vor der Eisabwurfgefahr zu warnen.
8.
Zusammenfassung der Beurteilung
Die im Genehmigungsverfahren durchgeführte Prüfung hat ergeben, dass durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage keine schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteile und erheblichen Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können.

Schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG1 sind Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen. 
Der Begriff der schädlichen Umwelteinwirkungen wird damit durch zwei Elemente bestimmt. Zum einen muss es sich um Immissionen handeln, zum anderen müssen diese eine Schädlichkeit aufweisen. Sie müssen geeignet sein, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen herbeizuführen.

Um das beurteilen zu können, hat die Genehmigungsbehörde zunächst untersucht, ob die durch das Vorhaben verursachten Immissionen mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu negativen Effekten führen.

Im Ergebnis ist die Genehmigungsbehörde zu der Überzeugung gelangt, dass den Anforderungen des § 5 BImSchG1 unter Zugrundelegung der konkretisierenden Rechtsverordnung und Verwaltungsvorschriften (TA Lärm13, Windenergieerlass14) einschließlich etwaiger Wechselwirkungen in vollem Umfang entsprochen wird.

Die im Genehmigungsverfahren durchgeführten Prüfungen haben ergeben, dass dem in § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG1 festgelegten Vorsorgegrundsatz in ausreichendem Maße Genüge getan ist.

Nach § 6 BImSchG1 ist die Genehmigung zu erteilen, wenn

1.
sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 und einer auf Grund des § 7 erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden




und

2.
andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegen stehen.

Auf die Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung hat der Antragsteller einen Rechtsanspruch, wenn die Voraussetzungen vorliegen. Für etwaige Ermessens- oder Abwägungsspielräume besteht deshalb kein Raum.

Die Prüfung des Antrages mit den zughörigen Antragsunterlagen ergab, dass durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage nachteilige Auswirkungen für die in § 1 BImSchG genannte Schutzgüter ausgeschlossen werden können und auch die anderen Kriterien des § 6 BImSchG1 erfüllt werden. 
Die medienübergreifende fachgesetzliche Prüfung hat ergeben, dass bei Beachtung der unter Kapitel III aufgeführten Nebenbestimmungen die Genehmigungsvoraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb der Windenergieanlage vorliegen.

Damit ist sichergestellt, dass die sich aus § 5 BImSchG1 ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. Gleichzeitig ist sichergestellt, dass die mit dem Betrieb zwangsläufig verbundenen Umweltauswirkungen auch unter Berücksichtigung etwaiger Wechselwirkungen nicht mit einem aus rechtlicher Sicht nicht mehr tolerierbaren Besorgnispotential behaftet sind.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass den im Verfahren erhobenen Bedenken und Anregungen über die getroffenen Nebenbestimmungen ausreichend Rechnung getragen werde.
V.
Kostenentscheidung
Die Kosten des Verfahrens trägt der Antragssteller. Die Festsetzung der Gebühr erfolgt in einem separaten Bescheid.
VI. 
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klageschrift ist schriftlich beim Verwaltungsgericht Aachen, Justizzentrum Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen, einzureichen oder dort des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zur Niederschrift zu erklären.

Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.

Hinweis:

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß §55 a Absatz 4 VwGO15 eingereicht werden.

Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der ERVV16.
VII.
Anordnung der sofortigen Vollziehung
Für die Genehmigung wird die sofortige Vollziehung nach § 80 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.

Nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO kann die den Bescheid erlassende Behörde die sofortige Vollziehung anordnen, wenn hierfür ein öffentliches Interesse oder ein überwiegendes Interesse eines Beteiligten vorliegt.

Von Seiten der Antragstellerin wurde mit Datum vom 28.9.2020 ein Antrag auf sofortige Vollziehung der Genehmigung gestellt. Zur Begründung wird auf ein berechtigtes Interesse der Antragstellerin verwiesen. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Genehmigung im überwiegenden Interesse der Antragstellerin erfolgt aus folgenden Gründen:

1.
In dem Genehmigungsverfahren wurden Einwendungen gegen das Vorhaben vorgetragen. Aufgrund des Umstandes, dass die Stadt Heimbach das Einvernehmen nach §36 BauGB verweigert hat und auch im Genehmigungsverfahren für die Windenergieanlagen Einwendungen vorgebracht wurden, ist davon auszugehen, dass gegen den Genehmigungsbescheid Rechtsmittel eingelegt werden. Dieses hätte zur Folge, dass mit einer Realisierung des Vorhabens nicht unmittelbar begonnen werden kann. 
2.
Der Antragsteller hat einen Rechtsanspruch auf umgehende Genehmigung, sofern die öffentlich-rechtlichen Bestimmungen dem nicht entgegenstehen. Bei Vorhaben wirtschaftlicher Unternehmungen ist eine zügige Entscheidung im überwiegenden Interesse des Antragstellers elementar wichtig, um die Kalkulation der Investitionskosten und damit die Durchführung des gesamten Vorhabens nicht zu gefährden. 

3.
Es ist davon auszugehen, dass die Genehmigung rechtmäßig ist, so dass auch im Rahmen ihrer gerichtlichen Überprüfung im summarischen Verfahren von einer Bestätigung der Genehmigung auszugehen ist und dadurch absehbar im Eilverfahren eine positive Entscheidung für den Investor zu erreichen sein wird. Ein Rechtsstreit in der Hauptsache könnte die Sache bis zur endgültigen Rechtskraft der Entscheidung um Jahre hinaus zögern.

Im vorliegenden Fall kann auch ein öffentliches Interesse der Realisierung des Vorhabens konstatiert werden. Die Erhöhung des Stromanteils aus erneuerbaren Energien am gesamten Strombedarf ist erklärtes Ziel der in der Bundesrepublik Deutschland verfolgten Politik. Die Errichtung und der Betrieb der Anlagen tragen dazu bei, diese Vorgabe zu erfüllen. 

Düren, den 30. November  2020
Im Auftrag
( Ralf Kreischer) 
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